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Was hier vor Euch liegt, ist das (Teil-)Ergebnis eines

autonomen Seminars an der Universität Göttingen. Zur

Vorgeschichte: Am Anfang des Wintersemesters 98/99

entstand seitens der herausgebenden Gruppen die Idee, Ergeb-

nisse aus bis dahin gelaufenen Diskussionen zur Rolle des

Staates in der kapitalistischen Gesellschaft zu veröffentlichen.

Dieses Thema beschäftigt uns seit geraumer Zeit; wir halten es

für wichtig, sich Überlegungen darüber zu machen, wie diese

Art von staatlicher Herrschaft funktioniert – nicht zuletzt

deshalb, weil ihre Folgeerscheinungen, die jeden Tag in den

Medien ausgebreitet werden, offensichtlich zu allen möglichen

und unmöglichen Debattenbeiträgen anregen (s. Studierenden-

streiks, Frage der doppelten Staatsbürgerschaft, Globalisierung,

Atompolitik usw.) Die zugrundeliegenden Annahmen über die

Zwecke, die von der „hohen Politik“ so vertreten werden, finden

wir dabei meist recht bezweifelungswürdig. 

Als Diskussionsrahmen erschien uns eine regelmäßige

Veranstaltung mit anderen interessierten Leuten am geeignet-

sten, wofür sich nicht nur, aber eben auch die Uni anbietet.

Daraus entwickelte sich dann das 14-tägige Lektüre-Seminar

„Der bürgerliche Staat“ auf der textlichen Grundlage einer

Broschüre zu genau diesem Thema.1 Uns kam es dabei darauf an,

die theoretischen Aussagen über das, was der bürgerliche Staat so

tut und läßt, vorzustellen und zur Diskussion anzuregen. Zu die-

sem Zweck verfaßte eine Vorbereitungsgruppe jeweils Protokolle

oder Thesenpapiere, auf deren (erweiterter) Basis dieser Reader

entstanden ist.

Zum Inhalt: Gut die Hälfte der Seiten füllen die „Grundlagen

der Kritik des bürgerlichen Staates“, die das bisher Diskutierte

und einige inhaltliche „Ausflüge“ enthalten. Die Art und Weise

der Entstehung des Textes bedingt, daß dabei längst nicht

jeder Aspekt staatlicher Herrschaft erschöpfend oder über-

haupt behandelt werden kann. Versammelt sind unserer

Meinung nach aber schon Aussagen, die einiges zur Erklärung

dessen beitragen können, worum es beim bürgerlichen Staat

geht. Daß wir zu ein paar anderen Auffassungen gekommen

sind als zu denen, die sich in großen Teilen der Linken allgemei-

ner Popularität erfreuen, sei hier schonmal angedeutet. Den zwei-

ten Text („Grundlagen der Kapitalismuskritik“, sein Inhalt wurde

im Rahmen eines Gastreferates im Seminar vorgetragen) haben wir

dazugenommen, um das Verständnis einiger Bemerkungen zu der

Ökonomie zu erleichtern, auf deren erfolgreichen Bestand es der

bürgerlichen Herrschaft ankommt – aber dazu später mehr.vorwort



Bleibt nur noch, Euch eine in jeder Hinsicht spannungsreiche

Lektüre zu wünschen und darauf hinzuweisen, daß Ihr uns wegen

Anmerkungen, Kritik, Anfragen usw. jederzeit kontaktieren

könnt. Das Seminar wird im Sommersemester 99 fortgesetzt –

vielleicht haltet Ihr in einiger Zeit eine Fortsetzung dieses

Readers in der Hand...

Göttingen, März 99 

Autonomes Kollektiv (AK)

Gruppe 3

1 Es handelt sich um den Band 3 („Der bürgerliche Staat“) der

„Resultate“-Schriftenreihe, die die Marxistische Gruppe (MG) Ende 

der 70er/Anfang der 80er Jahre herausgegeben hat. Er sei hiermit

wärmstens empfohlen – zu beziehen über:

GegenStandpunkt-Verlagsgesellschaft mbH

Türkenstr. 57, 80799 München

Tel. (089) 2 72 16 04.
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macht. Außerdem setzt die

Staatsgewalt erst die Kapital-

verwertung als gesellschaft-

lichen Zweck in die Welt und

garantiert dessen Bestand

gegen die egoistischen Ein-

zelwillen innerhalb der Ge-

sellschaft.

Einzelne Regierungen kön-

nen bei der Ausgestaltung

der alltäglichen politischen

Handlungen recht unter-

schiedlich vorgehen. Ihnen

allen gemeinsam ist jedoch

das Ziel, mit den gesell-

schaftlichen Notwendigkei-

ten, die die kapitalistische

Produktionsweise mit sich

bringt, nutzbringend umzu-

gehen, d.h. den Fortgang der

Konkurrenz zu ermöglichen

und diese zum Mittel des

nationalen Erfolgs zu ma-

chen. (Der zugrundeliegende

Maßstab des nationalen Er-

folgs ist die Anhäufung von

Reichtum in Form von Privat-

eigentum, die Quelle dieses

Reichtums ist die profitable

Anwendung von Arbeitskraft

in Form der Lohnarbeit, der

Staat bezieht einen Teil sei-

ner finanziellen Mittel aus

der Besteuerung dieses Ei-

gentums und hat daher ein

grundsätzliches Interesse an

seinem Zustandekommen.)

An dieser Stelle wird deut-

lich, daß es sich um eine

gesellschaftliche Getrennt-

heit von Ökonomie und Poli-

tik handelt: der Staat schafft

die Form der Ökonomie, aus

D
er bürgerliche Staat

ist die staatliche Herr-

schaftsform der kapi-

talistischen Produktionswei-

se. Aus den ökonomischen

Notwendigkeiten der einge-

richteten bürgerlichen Gesell-

schaft ergeben sich bestimmte

Anforderungen, deren Erfül-

lung gewährleistet sein muß

und nur vom Staat übernom-

men werden kann. Dies ist

jedoch nicht in dem Sinne

mißzuverstehen, daß die Ka-

pitalistInnen dem Staat ihren

Willen aufzwingen könnten

oder müßten. Denn die allge-

meine Konkurrenz verlangt

im Gegenteil nach staatlicher

Souveränität, die durch ein

Unterworfensein unter die

Individualinteressen der Ka-

pitalistInnen nicht gegeben

wäre. Im Unterschied zur per-

sonalen Herrschaftsform, wie

sie für den historischen Vor-

läufer der bürgerlichen Ge-

sellschaft, den Feudalismus,

kennzeichnend war (denn in

diesem existierte keine von

der Herrschaftspraxis getrenn-

te ökonomische Sphäre; die

Gewaltverhältnisse vollzo-

gen sich unmittelbar durch

die Unterwerfung und Ver-

fügbarmachung von Men-

schen), braucht es heutzuta-

ge einen von der Gesellschaft

zunächst einmal getrennten

Bereich der „hohen Politik“,

der sich als oberstes Subjekt

ihre kapitalismusdienliche

Zurichtung zum Anliegen

der 
bürgerliche

staat

Einleitung



der Anforderungen entste-

hen, denen die Politik mit

ihren Maßnahmen genügen

muß. Die aus der staatlich

eingerichteten Ökonomie re-

sultierenden Notwendigkei-

ten sind es, die es überhaupt

erst ermöglichen, allgemeine

Bestimmungen über „den“

bürgerlichen Staat zu ma-

chen und dabei von vielen

besonderen Erscheinungs-

formen zu abstrahieren (ge-

meint sind v.a. die konkreten

politischen Maßnahmen, die

in verschiedenen Staaten

getroffen werden – diese

müssen sich allerdings aus

den allgemeinen Bestimmun-

gen heraus erklären lassen).

Im folgenden sollen die

grundlegenden Maßnahmen

des bürgerlichen Staates er-

läutert werden.

Freiheit, Gleicheit und

Privateigentum

Wenn Individuen in einer

bürgerlichen Gesellschaft be-

stehen wollen, müssen sie ihr

je eigenes materielles Privat-

interesse verfolgen. Sie stos-

sen dabei auf jede Menge

andere Individuen, die das

genauso betreiben: Auch

ihnen geht es darum, ihr per-

sönliches Fortkommen zu

organisieren – mit Hilfe der

jeweils zur Verfügung ste-

henden Mittel. Die für alle

notwendige Konkurrenz um

die Anteile am gesellschaftli-

chen Reichtum, um den Aus-

schluß anderer Leute von

ihm,zwingt sie zur Schädigung

der anderen, dem ihrigen ent-

gegenstehenden Interessen.

Wenn Interesse gegen Inte-

resse steht und die Erfüllung

beider Bedürfnisse daher aus-

geschlossen ist, bleibt als Ent-

scheidungsinstanz in einer

Gesellschaft, die konkurrenz-

mäßig organisiert ist, zu-

nächst nur die Gewalt. Dieses

Verfahren benötigt, soll es

sich nicht unmittelbar körper-

lich vollziehen (was ein un-

glaubliches Hauen und Ste-

chen, aber kaum eine moder-

ne Ökonomie ergäbe), eine

politische Macht, die alle

AkteurInnen ins Recht setzt,

indem sie sie sich gleicherma-

ßen unterwirft: den bürgerli-

chen Staat. Dieser setzt die

Gründe für das Aufeinander-

prallen der Interessen in die

Welt und bestimmt zugleich

die Bedingungen ihrer Legiti-

mität: Einzelne Willen gelten

ihm nur soweit als zulässig,

wie die Mittel, derer sie sich

bedienen, die Gültigkeit an-

derer Willen nicht grundsätz-

lich negieren (das heißt nicht,

daß diesen anderen Willen ent-

sprochen werden müßte!). So

legt er alle Individuen auf be-

stimmte Mittel fest: Seine Re-

gelungen formulieren das

Dürfen, das das Müssen als

seine negative Implikation

schon enthält („Du darfst dir

infreier Wahl dein Auskommen

Freiheit?
Privateigentum?

Gleichheit?
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wickelt, sondern ein ganz an-

derer gesellschaftlicher Maß-

stab eingeführt: Jedem Men-

schen wird eine streng indi-

viduelle Betätigungssphäre

zugestanden, innerhalb derer

er frei seine Interessen ver-

folgen kann, d.h. seinen frei-

en Willen betätigen darf, um

mit seinem privaten Eigen-

tum etwas anzufangen. Allen

ist also das Recht eingeräumt,

von der gegenseitigen Ab-

hängigkeit erstmal gründlich

abzusehen. Ins Spiel kommt

sie erst dann, wenn fremde

Interessen sich zum eigenen

Vorteil benutzen lassen, um

aus ihnen Profit zu schlagen.

Damit ist klargestellt, daß die

fremden Interessen über-

haupt nur als Vehikel fürs eige-

ne Anliegen ins Auge gefaßt

werden (gegen alle Vorstellun-

gen von der harmonischen

„Verteilungswirkung“ der un-

sichtbaren Hand des Marktes).

Freiheit heißt also die

Berechtigung und damit die

Verpflichtung, mit den je-

weils zur Verfügung stehen-

den Mitteln den eigenen

Bestand in der Konkurrenz zu

organisieren. Anders ausge-

drückt: Es handelt sich um

die Freiheit, sein Privatinte-

resse gegen die anderen Sub-

jekte zu verfolgen. So sind

Erfolg oder Mißerfolg in die

Verantwortung der Individu-

en gestellt, die die Zwänge

des Wettbewerbs an sich und

anderen vollziehen müssen.

suchen – dafür bist du dann

aber auch ganz allein zustän-

dig. Du mußt halt sehen, wo

du bleibst.“). Wenn jedem

Menschen auf diese Weise

das gleiche erlaubt ist, gehen

die unter, die ihr Fort-

kommen nicht mit diesen

Mitteln zu sichern verstehen.

Der Staat scheint also eine

gewichtige Rolle beim Zu-

standekommen der Zumu-

tungen zu spielen, die für die

bürgerliche Welt typisch sind.

Die von ihm eingeführten

Prinzipien bestimmen die

Verhältnisse, in denen sich

das bürgerliche Individuum

mal mehr, mal weniger gut

einrichtet. Als oberste Prinzi-

pien setzt der Staat durch

und garantiert:Freiheit,Gleich-

heit und Privateigentum.

Freiheit

In einer arbeitsteiligen

Gesellschaft (wie sie der Ka-

pitalismus, wenn auch nicht

in einer bewußten Form, dar-

stellt) hat die Durchsetzung

des politischen Programms

„Freiheit“ einen weitaus be-

stimmteren und unangeneh-

meren Gehalt, als die mei-

sten Leute denken. Mit ihr

wird die gegenseitige Ab-

hängigkeit der Individuen,

die durch die gesellschaftli-

che Arbeitsteilung besteht,

nicht als eine vernünftige

Produktion und Verteilung

der Gebrauchsgüter abge-page 6

Wenn jedem Menschen auf 
diese Weise das gleiche erlaubt
ist, gehen die unter, die ihr 
Fortkommen nicht mit 
diesen Mittel zu sichern 

verstehen.



Wer diese Freiheit für eine

gute Sache hält, muß aller-

dings auch ihre Einschrän-

kungen wollen. Denn ohne

staatliche Regelungen darü-

ber, welche Formen der Inte-

ressensbetätigung legal und

welche illegal sind, weil sie

den Grundlagen der Konkur-

renz schaden, läßt sich das

freie Kalkulieren nicht auf-

rechterhalten. Die Forderung

nach dem „starken Staat“ hat

hier ihren Ausgangspunkt,

wobei der Privatmensch

gleichzeitig fast immer den

Verdacht hegt, die Politik

schränke ihn zu sehr ein und

lasse anderen zu viel durch-

gehen – dies ist ein Beispiel

für die typische nationalisti-

sche Mäkelei am „ungerech-

ten“ Staat, die unterstellt, die

erlittenen Schädigungen lies-

sen sich immer nur aus einem

Nichtfunktionieren der staat-

lichen Herrschaft erklären.

Der häufig bejammerte Egois-

mus der Privatmenschen ist

aber bitter nötig, um in einer

Gesellschaft zurechtzukom-

men, die dem Einzelnen keine

andere Wahl läßt, als zu ver-

suchen, seine Anliegen ge-

gen alle anderen Mitbewer-

berInnen durchzusetzen.Wäre

dies nicht so organisiert,würde

sich der Aufruf zu „mehr Mit-

menschlichkeit“ als überflüs-

sig herausstellen, weil dann

ohnehin niemand eine sol-

che Feindseligkeit der Inte-

ressen voraussetzen müßte.

Die hauptsächliche, aus

den zugestandenen Freiheits-

sphären resultierende Ver-

laufsform des Aufeinander-

prallens feindseliger Interes-

sen, das Abschließen von

Verträgen zwischen zwei Sei-

ten mit unterschiedlichem

Willen, genießt hoheitlichen

Schutz: Der Staat wacht bei

der Sicherstellung der Ver-

tragsfreiheit darüber, daß das

Aufeinandertreffen der freien

Einzelwillen in geordneten

Bahnen verläuft. Jede/-r soll

nach freier Entscheidung

Geschäfte abschließen kön-

nen; deshalb gilt es, beide

Seiten auf die Anerkennung

der Resultate des Gegenein-

anders festzulegen. Die staat-

liche Zusicherung der Freiheit

verpflichtet die ihr Ausgesetz-

ten dazu, auch die sie schädi-

genden, ihren Bedürfnissen

zuwiderlaufenden Resultate

der ganzen Angelegenheit zu

akzeptieren.

Gleichheit

Der Staat garantiert die

Gleichbehandlung all derer,

die dem kapitalistischen Sy-

stem unterworfen sind. Die

Garantie der Gleichheit defi-

niert ein Zugriffsverhältnis

des Staates auf seine Bürge-

rInnen: Von seinem Interesse

an der Betätigung der „Glei-

chen“ als Konkurrenzsubjekte

ausgehend, läßt er sie sich als

Gleichberechtigte am unpar- page 7

Wer diese Freiheit für eine 
gute Sache hält, muß 
allerdings auch ihre
Einschänkungen wollen.



angewandt, ist sie ein Garant

dafür, daß diese es auch blei-

ben. Und genau in dieser

Hinsicht ist der bürgerliche

Staat „Klassenstaat“: nicht

durch die ungerechte Bevor-

zugung der Einen, sondern

gerade durch die gerechte

Gleichbehandlung der Einen

und der Anderen, nachdem

er sie auf die freie Konkurrenz

und ihre Resultate festgelegt

hat.

Die häufig mit kritischer

Absicht eingeforderte Chan-

cengleichheit ist in der bür-

gerlichen Gesellschaft inso-

fern lange verwirklicht, als

allen BürgerInnen grund-

sätzlich die gleichen Fort-

kommenschancen zur Verfü-

gung stehen – unter Abse-

hung von allen individuellen

Voraussetzungen und davon,

was der/die Einzelne dann

mit diesen schönen Gele-

genheiten anfangen kann.

Etwas Angenehmes kommt

bei dieser Gleichgültigkeit

gegenüber den tatsächlichen

Möglichkeiten der Beteilig-

ten nicht heraus. Daß es bei

der Ergreifung der Chancen

nämlich um die möglichst

gelungene Durchsetzung ge-

gen die MitbewerberInnen

geht, steht schon vorher fest;

der Konkurrenz wird die

Sortierung überlassen.Gerade

die idealisierte Chancen-

gleichheit reproduziert dann

die ungleichen Startbe-

dingungen. Wer sich zu ihr

teiischen Maßstab des Voran-

kommens in der freiheitlichen

Konkurrenz der Eigentüme-

rInnen messen. Er sichert

ihnen die Gleichheit vor dem

Gesetz zu – letzteres dient

damit nicht der Begünstigung

einer Gruppe von Menschen

durch Vor-Rechte, schafft

jedoch gerade dadurch die

Grundlage für die Härten, die

entstehen, wenn Armen und

Reichen gleichermaßen das

Nächtigen in U-Bahn-Statio-

nen verboten ist. Nicht ge-

nug, daß es Arme und Reiche

gibt – ihre Gleichbehand-

lung bedeutet zusätzlich die

systematische Benachteili-

gung derjeniger, die mangels

geeigneter Mittel in der Kon-

kurrenz der Freien und Glei-

chen unterliegen. (Dies gilt

auch für profane körperliche

Unterschiede; am Beispiel

eines großen und eines we-

niger großen Menschen, von

denen gleichermaßen erwar-

tet wird, einen Gegenstand

von einem hohen Schrank zu

nehmen,wird klar,daß Gleich-

behandlung fälschlicherwei-

se einen guten Ruf besitzt: es

kommt halt auf die Mittel an,

die zur Verfolgung eines

Zweckes zur Verfügung ste-

hen.) Wäre ein schönes Le-

ben für alle der Zweck der

ganzen Sache, wäre die staat-

liche Zusicherung solcher

Gleichheit zudem gar nicht

notwendig – auf von ihren

Möglichkeiten her Ungleichepage 8

Etwas Angenehmes kommt 
bei dieser Gleichgültigkeit ge-
genüber den tatsächlichen
Möglichkeiten der Beteiligten 

nicht heraus.



bekennt, macht damit immer

auch klar, daß er/sie keine

grundsätzliche Kritik an der

hierarchischen Strukturie-

rung der Gesellschaft hat –

denn es scheint ja zu genü-

gen, daß alle die gleiche

Chance besitzen, die oberen

Positionen innerhalb der Hie-

rarchie einzunehmen. Daß es

für die Mehrheit der Men-

schen zu nicht mehr als eben

dieser abstrakten Chance

reicht und sie sich fortan ent-

sprechend in den unteren

Positionen wiederfinden,

scheint für diese demokrati-

schen FundamentalistInnen

in Ordnung zu gehen.

Privateigentum

Durch die staatliche Ga-

rantie des Privateigentums

wird ein ganz bestimmtes

Verhältnis zwischen den In-

haberInnen von Gütern in-

stalliert: Zunächst einmal er-

halten alle einen Rechtstitel

darauf, in freier Entschei-

dung darüber zu bestim-

men, was sie mit dem ihnen

garantierten Eigentum an-

fangen möchten. Zur ande-

ren Seite hin bedeutet das,

daß eine Verpflichtung be-

steht, andere Subjekte als

Eigentümer ihrer jeweiligen

Ware und als freie Personen

anzuerkennen. Was sich

abstrakt anhört, hat äußerst

konkrete Wirkungen: Wer

Gebrauch von einer Sache

machen will, auf die ein ande-

rer einen Eigentumstitel be-

sitzt, muß einen Handel ein-

gehen. Bei diesem kennen

beide Seiten nur das je eige-

ne Interesse, das darin be-

steht, einen Vorteil für sich

herausschlagen zu wollen,

den Willen des anderen zum

Mittel für den eigenen Nut-

zen zu machen. Keiner kann

einen Handel „um jeden

Preis“ wollen, weil jeder über-

haupt nur in dem Maße mit-

macht, wie er sich keinen

Schaden, sondern einen

Nutzen davon verspricht.

Denn Waren werden aus-

schließlich deshalb produ-

ziert, um sie auf dem Markt

gewinnbringend in Geld um-

zusetzen – wozu selbstver-

ständlich das Ausstechen et-

waiger Konkurrenz vonnöten

ist.

Die Folge ist, daß in der

bürgerlichen Gesellschaft ein

menschliches Bedürfnis nur

dann etwas zählt, wenn

mensch eine Gegenleistung

in der Form einer Geldsumme

(Geld zu haben bedeutet

daher, staatlich garantierte

Zugriffsmacht auf fremden

Reichtum zu besitzen) er-

bringen kann – dies ist die

Schranke vor der Befriedi-

gung des Bedürfnisses. An-

dernfalls bleibt das Bedürfnis

eben unerfüllt; eine Tatsache,

die nicht erst an der Existenz

von Obdachlosen augenfällig

wird.

Wer Gebrauch von
einer Sache
machen will, auf
die ein anderer 

einen Eigentumstitel
besitzt, muß einen
Handel eingehen.
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sollten dagegen nachweisen

können, daß die Zusicherun-

gen des Staates schon der

Form nach nicht dem Zweck

des allgemeinen Wohlstands

der Menschheit dienen, son-

dern der Aufrechterhaltung

der Eigentumsordnung – ein

großer Unterschied. Denn

andere vom Gebrauch der

eigenen Ware auszuschlie-

ßen, d.h. diese überhaupt nur

herzustellen, um sie mono-

polisieren und so seine Mit-

menschen zu Gegenleistun-

gen erpressen zu können, ist

staatlich garantiertes Recht –

mit sehr unangenehmen Aus-

wirkungen für diejenigen,

die auf die hergestellten Ge-

brauchsgegenstände ange-

wiesen sind. Das Privateigen-

tum an Produktionsmitteln

ermöglicht es den Eigner-

Innen, diejenigen, die nur

Eigentum an ihrer Arbeits-

kraft besitzen, als Lohnarbei-

terInnen anzustellen, soweit

sie profitabel einsetzbar sind.

Und das nicht einmal gegen

ihren Willen, denn sie sind

darauf angewiesen, ihre Ar-

beitskraft zu verkaufen. (An-

ders wäre die Tatsache, daß

die Leute nicht zur Arbeit ge-

prügelt werden müssen, son-

dern im Gegenteil sogar häu-

fig Überstunden machen wol-

len, weil sie das Geld brau-

chen, auch nicht zu erklären.)

So läßt sich ihr bescheidenes

Interesse an den finanziellen

Möglichkeiten zum Erwerb

Die gegenseitige Aner-

kennung und die Festlegung

auf die entsprechenden Ver-

kehrsformen können nur von

einer Instanz, die keine Ein-

zelinteressen im Tauschpro-

zeß vertritt, aber Interesse

am Tauschprozeß hat, durch-

gesetzt werden – dem Staat:

Die Garantie der Unverletz-

lichkeit von Eigentum und

Person durch die unabhängige

Gewalt verhindert (im Regel-

fall) den Einsatz unmittelba-

rer körperlicher Gewalt oder

anderer den Fortgang der

freien Konkurrenz in Frage

stellender Mittel seitens der

Handelnden. Aus dieser staat-

lichen Funktion resultiert

auch die Tatsache, daß alle

AkteurInnen die Aufrecht-

erhaltung der Garantien und

damit des Staates wollen

müssen, wenn sie Eigentü-

merInnen und Warentau-

schende bleiben möchten.

Als Privatsubjekte schielen

sie dabei zwar nur auf den

Nutzen, den sie selbst aus

den Verhältnissen ziehen kön-

nen, als StaatsbürgerInnen

abstrahieren sie aber von

diesem Egoismus und legen

sich ganz allgemeine Be-

gründungen dafür zu, daß sie

so einen Staat für eine not-

wendige bis extrem nützli-

che Sache halten.

KritikerInnen, die die kapi-

talistische Produktionsweise

abschaffen wollen und damit

zu Staatsfeinden werden,page 10

... den EignerInnen, diejenigen, die
nur Eigentum an ihrer Arbeitskraft
besitzen, als LohnarbeiterInnen
anzustellen, soweit sie profitabel ein-
setzbar sind.



von Gütern des täglichen

Bedarfs dienstbar machen.

Die zur Verfügung stehen-

den Mittel fallen eben sehr

unterschiedlich aus, wenn es

einerseits Lohnabhängige

und andererseits an deren

möglichst profitabler An-

wendung interessierte Kapi-

taleignerInnen gibt – auch

ein Resultat der Freiheit! 

Recht und Gesetz

Der Staat ist alleinige recht-

setzende, rechtsprechende

und das Recht durchsetzende

Instanz.Das bürgerliche Recht

begründet die Konkurrenz

und garantiert die Recht-

mäßigkeit ihrer Auswirkun-

gen, weil (und wenn) sie auf

der Grundlage des Rechts

entstanden sind. In der ent-

wickelten bürgerlichen Ge-

sellschaft ist der Staat den

Individualinteressen seiner

BürgerInnen gegenüber sou-

verän. Um die Marktwirt-

schaft aufrecht zu erhalten,

müssen die Prinzipien von

Freiheit, Gleichheit und Pri-

vateigentum allgemeine Gü-

ltigkeit besitzen. Verwirklicht

werden soll eine ideelle All-

gegenwart der Justiz; schon

die Garantie, daß Rechts-

brüche bestraft werden, soll

gewährleisten, daß nur in

den zugelassenen Bahnen

vorgegangen wird. Indem

der Staat aber gegensätz-

liche Interessen in die Welt

setzt und mit Rechtstiteln

ausstattet, d.h. die Staatsbür-

gerInnen dem Recht unter-

wirft, sie als Rechtssubjekte

setzt und sie auf ihre Mittel

festlegt, schafft er selbst die

Gründe, weswegen er dann

doch häufig mit Maßregelun-

gen in den Gang der Konkur-

renz eingreifen muß. Denn für

die Interessenkonflikte in der

kapitalistischen Gesellschaft

gilt: Der Mensch ist dem Men-

schen ein Wolf. Dadurch, daß

die Rechtsprechung die Kon-

kurrenz nicht aufhebt, son-

dern ihre Verlaufsformen re-

gelt, liefert sie den Privatper-

sonen, die am Recht nur soweit

interessiert sind, wie sie es zu

ihrem eigenen Nutzen verwen-

den können, stets neue Grün-

de, geltende Gesetze zu über-

treten: Die Notwendigkeit des

Regelns resultiert aus dem

Regelungskatalog. So ist die

grundsätzliche Unterscheidung

zwischen den Privatinteressen

des/der Einzelnen und dem

vom Staat verfolgten All-

gemeininteresse eingeführt.

In dieser Rechtshoheit

(wozu auch die Absicherung

der Eigentumsverhältnisse

gegen den Versuch ihres or-

ganisierten Umsturzes ge-

hört) besteht das staatliche

Gewaltmonopol. Von Rechts-

staatlichkeit ist dabei die Re-

de, weil der Gesetzeskatalog

das staatliche Vorgehen ge-

nauestens regelt und die Be-

folgung dieser Bestimmungen

Die Notwendigkeit des 
Regelns resultiert aus dem
Regelungskatalog.
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ausgesetzt werden, woran

mensch erkennen kann, was

es bedeutet, wenn eine staat-

liche Macht ihren BürgerIn-

nen Rechte gegen sich ein-

räumt: diese gelten nur

soweit und solange, wie sie

von ihr durchgesetzt wer-

den und funktional für die

Zwecke sind, nach denen die

Gesellschaft eingerichtet ist.

Das Verbot und seine

negative Form, die Erlaubnis,

dienen der Regulierung der

durch die Produktionsweise

in die Welt gesetzten Willen

der BürgerInnen. Der Um-

gang der Privatsubjekte mit-

einander wird bis ins Detail

geregelt. Sie werden auf die

Anerkennung der geltenden

Prinzipien verpflichtet, die

verhindern, daß sie ihre

Interessen auf gesellschaft-

lich schädliche Art und Weise

geltendmachen. Das Zivil-

recht regelt die Art und

Weise, wie Interessen gegen

andere Menschen verfolgt

werden dürfen; es legt fest,

welche Handlungsspielräu-

me die Privatsubjekte ge-

geneinander haben. Per-

sonen- und Vertragsrecht als

Unterabteilungen geben

jedem/-r Einzelnen die Ga-

rantie, als Rechtssubjekt

anerkannt zu werden und

auf dieser Grundlage nach

eigener Einschätzung Ver-

träge mit anderen Rechtsper-

sonen eingehen zu können –

aber nur dann, wenn der

zur einklagbaren Angelegen-

heit macht – einschließlich

der Garantie der Grundrech-

te. Außerdem zählt die Ge-

waltenteilung dazu: ein wei-

teres „der Staat kontrolliert

selbst, ob er seine Grund-

sätze einhält“-Prinzip, das

darin besteht, daß die Aus-

übung der Gewalt auf ver-

schiedene staatliche Abtei-

lungen aufgeteilt wird (Le-

gislative, Exekutive, Judika-

tive): Der Staat hegt offen-

sichtlich den Verdacht, daß

gesellschaftliche Einzelinte-

ressen gute Gründe haben

könnten, ihn sich zu unter-

werfen; als Versicherung da-

gegen werden Selbstver-

pflichtungen wie die erwähn-

te Aufteilung der Macht, Prin-

zipientreue und die Verhält-

nismäßigkeit der Mittel ver-

ankert. Klar ist damit aller-

dings auch, daß der Staat

„selbst auf sich aufpaßt“;

vom Bürger ist Unterord-

nung gefordert. Die geplan-

ten Maßnahmen für den Fall

der Ausrufung eines Not-

standes weichen von dieser

Form der Rechtsstaatlichkeit

ab, weil es dann eben nicht

mehr um die rechtlichen

Grundlagen eines funktio-

nierenden Staates geht, son-

dern um seine unbedingte

Aufrechterhaltung gegen-

über außergewöhnlichen Be-

drohungen. Die Grundrechte

respektierende Verlaufsfor-

men können dann nicht vor-
page 12
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jeweilige Wille rechtliche

Legitimität besitzt. Das Stre-

ben, möglichst große Vor-

teile aus Verträgen mit ande-

ren Leuten zu ziehen, gilt

hierbei als selbstverständ-

lich, und die daraus resultie-

renden Konflikte lassen die

Notwendigkeit entstehen für

extrem umfangreiche Be-

stimmungen darüber, was

erlaubt ist und was nicht. Im

Strafrecht stellt sich das dar

als eine Aufzählung der un-

erlaubten Vorgehensweisen

und der Maßnahmen, die der

Staat zur Wiederherstellung

des Rechts ergreift, wenn es

gebrochen wurde. Andershe-

rum gesehen besteht damit

die Versicherung, daß die

legalen Mittel des Gegen-

einanders jederzeit den

staatlichen Segen besitzen

und ihren Auswirkungen

Gültigkeit zukommt. Die Ver-

fassung legt in Form einer

Aufzählung der gültigen

Prinzipien staatlicher Ge-

waltanwendung die Bezie-

hungen der BürgerInnen un-

tereinander fest und formu-

liert die Grundlagen für de-

ren Dasein als freie und glei-

che Konkurrenzsubjekte. Die

Grundrechte zählen das den

BürgerInnen Erlaubte (und

damit zugleich ihre Verpflich-

tungen) auf und erklären

den staatlichen Schutz dieser

Festsetzungen. Freiheit (im

deutschen Grundgesetz: Ar-

tikel 2) und Gleichheit (Arti-

kel 3) finden sich hier genau-

so wieder wie das Recht auf

Privateigentum (Artikel 14).

Diese Prinzipien besitzen all-

gemeine Gültigkeit und ste-

hen über allen individuellen

Interessen der Subjekte.

Sobald Durchsetzungsver-

suche zwar interessegeleitet

sind, aber außerhalb der

Legalität stattfinden, tritt die

Strafjustiz in Kraft und ent-

zieht dem/der VerbrecherIn

Teile von Eigentum und/oder

Freizügigkeit, setzt also die

Gültigkeit des Rechts gegen

den Individualwillen durch.

Der freie Wille wurde hier

eben nicht auf die gewünsch-

te Art und Weise, sondern kri-

minell betätigt und wird

dementsprechend durch die

Justiz gebrochen. Die Mög-

lichkeit der Besserung, d.h.

des erfolgreichen Wiederein-

gliederns in die freie Konkur-

renz, soll dabei allerdings

nicht negiert werden, weswe-

gen ein Entzug der Grund-

rechte o.ä. nur äußerst selten

vorgenommen wird. So etwas

kommt in der Regel nur dann

ins Gespräch, wenn davon

ausgegangen wird, daß ein/-e

RechtsbrecherIn eben nicht

„aus freien Stücken“ han-

delt(e), sondern krankhaft.

Ideeller Gesamtkapitalist

und Sozialstaat (Einleitung)

Der bürgerliche Staat ist

nicht nur darin Klassenstaat,

Der freie Wille wurde hier eben 
nicht auf die gewünschte Art und
Weise, sondern kriminell betätigt 
und wird dementsprechend durch

die Justiz gebrochen.
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weitab gelegene Landkom-

mune kümmern. Und auch

der Umgang mit dem doch

so dringend zur Mehrwert-

produktion gebrauchten

Menschenmaterial geht auf

dessen Kosten. Denn seine

möglichst gewinnbringende

Anwendung im Produktions-

prozeß bringt zwangsläufig

die bekannte Rücksichtslo-

sigkeit gegenüber individu-

ellem Befinden und körperli-

chem Wohlergehen mit sich.

Bei den Arbeitenden geht es

um die Bedingungen ihres

(Über-) Lebens, ihre individu-

elle Reproduktion, wo es bei

den Verantwortungsträger-

Innen um die Möglichkeit

oder Unmöglichkeit von

Profit (und ganz am Ende

ebenfalls um ihre individuel-

le Reproduktion) geht – was

allerdings auch deren Le-

bensumstände oft nicht sehr

angenehm macht.

Diese unterschiedliche

Stellung in der kapitalisti-

schen Produktionsweise be-

stimmt auch, wie die Vorteile

verteilt sind, wenn der Staat

sich der Auswirkungen an-

nimmt. Um zu verhindern,

daß der ganze schöne Kapi-

talismus den Bach runter-

geht (es handelt sich nämlich

um eine Wirtschaftsweise,

die die Reproduktion ihrer

eigenen Existenzbedingun-

gen untergräbt, weil ihre Teil-

nehmerInnen gute Gründe

kennen, sich nicht um diese

daß er die Konkurrenz ein-

richtet und die Konkurrenten

gleich behandelt, sondern

auch in einer dritten Hin-

sicht: Er geht mit den in die

Welt gesetzten Klassenver-

hältnissen um, indem er

kompensierende Maßnah-

men ergreift, die sich danach

unterscheiden lassen, ob sie

sich auf die eine oder die

andere Klasse (Eigentümer-

Innen von Produktionsmit-

teln oder Lohnarbeitende)

beziehen. Gerade die Aus-

wirkungen der abstrakten

Gleichheit machen jetzt eine

Differenzierung des staatli-

chen Umgangs mit seinen

BürgerInnen notwendig. In

beiden Fällen ist aber die

Durchsetzung des Fortgangs

der Konkurrenz gegen ihre

Auswirkungen, die diesem

Zweck zuwiderlaufen, das

politische Anliegen.

In einer Gesellschaft, de-

ren wesentliche ökonomi-

sche Grundlage die Verwer-

tung des Werts ist und die

sich durch Privateigentum,

Lohnarbeit und Konkurrenz

auszeichnet, bleiben ent-

sprechende Wirkungen nicht

aus: Die BesitzerInnen von

Produktionsmitteln können

sich in ihrem alltäglichen Wett-

bewerb herzlich wenig um

irgendwelche „Grenzen des

Wachstums“, die Artenviefalt,

die Anliegen ihrer Mitbe-

werberInnen oder die zu

teure Postzustellung an die
page 14
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kümmern: s.u.), ergreift er

Maßnahmen, die in die rohen

Kräfte des Gegeneinanders

eingreifen und sowohl das

Gegeneinander als auch Scha-

den und Nutzen verewigen.

Ideeller Gesamtkapitalist

In seinem Wirken für das

Eigentum muß der Staat ge-

legentlich einzelne Eigentü-

merInnen vor den Kopf sto-

ßen. Denn das Klasseninte-

resse der KapitalistInnen, die

Erhaltung der Produktions-

bedingungen, ist nicht dek-

kungsgleich mit dem Indi-

vidualinteresse eines Unter-

nehmers an maximalem Pro-

fit. Weil Erhalt und Ausbau

der gesellschaftlichen Ge-

schäftsgrundlagen seine

Ziele sind, setzt der Staat das

Interesse der KapitalistInnen

als Klasse gegen manches

Interesse einzelner von ih-

nen durch, um damit allen zu

Diensten zu sein.

Ein Beispiel ist die Be-

nutzung der Natur: Das Kapi-

tal als Gesamtheit hat das In-

teresse, diese als Material für

die Produktion zu erhalten,

d.h. insbesondere die benö-

tigten Rohstoffe immer in

ausreichender Qualität und

Quantität zur Verfügung zu

haben. Das Einzelkapital

kennt diesen übergeordne-

ten Standpunkt nicht. Es

unterliegt dem Zwang, mög-

lichst billig zu produzieren,

um im Wettbewerb bestehen

zu können. Für es wirken sich

umweltverträglichere Verfah-

ren als lästige Kosten aus,

weshalb es an ihrer Anwen-

dung nicht interessiert sein

kann und stattdessen Gleich-

gültigkeit gegenüber den

Auswirkungen auf die Natur

an den Tag legen muß, wenn

es um seine Profite geht.

Solche Verfahren müssen

daher von einer Instanz den

Unternehmen vorgeschrie-

ben und mit Strafandrohun-

gen durchgesetzt werden.

Diese Instanz muß souverän

sein, d.h. den KapitalistInnen

gegenüber unabhängig, ge-

setzgebend und sanktionsfä-

hig: Eigenschaften, die aus-

schließlich dem bürgerlichen

Staat zukommen. Daß diese

staatlich betriebene Ökologie

ihre Grenze dort hat, wo sie

die betrieblichen Rechnungen

umfassend ruinieren würde,

und daß sie auch immer nur

als Reaktion auf die festge-

stellten Zerstörungen vor-

kommt, schränkt ihre Wirk-

samkeit extrem ein.

Der Staat schafft außer-

dem die gesellschaftlich be-

nötigte Infrastruktur und

erhält sie aufrecht: Transport-

wege und -mittel, Kommuni-

kationsmöglichkeiten, Erzie-

hungsanstalten, (Aus-) Bil-

dung, Bedingungen für das

Betreiben von Wissenschaft

usw. Die Produktionsmittel-

besitzerInnen haben lediglich
page 15
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Die Dienstleistung des

bürgerlichen Staates fürs Ka-

pitalverhältnis besteht also

nicht darin, daß er unmittel-

bar parteiischer Agent der

besitzenden Klasse wäre,

sondern darin, daß er allge-

meine Voraussetzungen

schafft, damit das Profitma-

chen funktionieren kann.

Daran hat er ein vitales Inte-

resse, denn die Vermehrung

des nationalen Reichtums ist

Bedingung für die Hand-

lungsfähigkeit des Staates,

weil er seine Maßnahmen

durch das Erheben von

Steuern und Abgaben nicht

zuletzt aus dem Mehrwert

der Unternehmen finanziert.

Legt er für den gleichen

Zweck Schulden auf (was

seine zweite wesentliche Ein-

nahmequelle ist), muß er da-

für Sorge tragen, daß es nicht

zu einer zu hohen Inflations-

rate kommt, die die Tauglich-

keit des nationalen Geldes

als Geschäftsmittel in Frage

stellen und damit Geschäfte

verhindern würde. Deren Er-

möglichung ist aber gerade

sein Ziel: Der oberste Zweck

des Staates besteht darin,

den Bestand und die Funk-

tionfähigkeit der kapitalisti-

schen Gesellschaft durchzu-

setzen. Das läßt ihn als ideel-

len Gesamtkapitalisten auf-

treten, als Beschränker der

egoistischen und erstmal

schrankenlosen Individual-

willen zugunsten des über-

an den aus diesen Einrich-

tungen für sie resultierenden

Vorteile (z.B. Anschluß an das

Straßen- und Schienennetz)

ein unmittelbares Interesse –

die Bereitstellung der Infra-

struktur ist nicht ihre Sache:

Weil die allgemeinen Voraus-

setzungen des Wirtschaftens

für einzelne Privatkapitale

kaum rentabel herzustellen

wären und alle ihre Nutzung

ausschließlich für die je eige-

nen Zwecke anpeilen, sind sie

historisch Staatsangelegen-

heit gewesen und auch heute

im allgemeinen noch ho-

heitliche Aufgabe. Gelegent-

lich wird jedoch auch die Pri-

vatisierung solcher Dienste

zugelassen und sogar geför-

dert, wenn der Staat ver-

sucht, sich nicht unmittelbar

produktiver Kosten zu entle-

digen; als Beispiel sei die

moderne (Teil-)Privatisie-

rung von Post und Bahn ge-

nannt. Dies führt häufig zu

Reibungen zwischen der pro-

fitablen Herstellung durch

Einzelkapitale einerseits und

der Notwendigkeit, die ge-

samtgesellschaftliche Nutz-

barkeit festzuschreiben, an-

dererseits. Denn die freie

Konkurrenz um die lohnende

Produktion schließt die Ga-

rantie der allgemeinen Be-

reitstellung aus – weshalb

gerade die Privatisierung

häufig umfangreiche gesetz-

liche Regelungen mit sich

bringt.

Die Dienstleistung des 
bürgerlichen Staates fürs Kapital-
verhältnis besteht also nicht darin,
daß er unmittelbar parteiischer
Agent der besitzenden Klasse 

wäre...

oh.
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geordneten Gemeinwillens:

Er geht vor wie die ideelle

Verkörperung eines „allge-

meinen Kapitalisten mit Blick

fürs Ganze“; es handelt sich

um eine Macht, die sich auf

den übergeordneten Stand-

punkt stellt. Dieser Gedanke

vom Allgemeinwohl kommt

auch in den Köpfen der

nationalen Belegschaft vor,

und dem Staat wird zugute-

gehalten, daß sein Handeln

auf dieses verpflichtet sei

(häufiger wird ihm allerdings

der enttäuschte Vorwurf

gemacht, es zu vernachlässi-

gen). Daß dieses Allgemein-

wohl aber einen materiellen

Inhalt hat, der gerade nicht

besagt, daß allen ein schönes

Leben bereitet werden soll,

sondern daß es der Nation

gutgehen muß (was etwas

ganz anderes ist), fällt den

StaatsbürgerInnen dabei

nicht auf.

Schließlich sei noch be-

tont, daß der bürgerliche

Staat in seinem alltäglichen

Wirken weit davon entfernt

ist, eine „neutrale Instanz“

darzustellen: Weil die kapita-

listische Organisation der Ge-

sellschaft bedeutet, daß alles

vom Gang der Geschäfte ab-

hängig gemacht ist, hat die

Politik durchaus ihre „Lieb-

lingsbürgerInnen“. Die hei-

ßen „die Wirtschaft“ und ver-

mehren durch die profitable

Anwendung fremder Arbeits-

kraft das Kapital und damit

den gesellschaftlichen Reich-

tum. Für den nationalen Er-

folg, der dem Staat am Herzen

liegt, kommt es darauf an, daß

diese InvestorInnen attraktive

Bedingungen fürs Geschäfte-

machen vorfinden. Als Instru-

ment dafür gibt es das weite

Feld der Wirtschaftspolitik,

auf dem der Staat sehr aktiv

die Förderung der Gewinn-

macherei betreibt.

Der Staat als Sozialstaat

Entgegen einer weitver-

breiteten Auffassung ist die

Einrichtung eines Sozialstaa-

tes (auch wenn er von der Ar-

beiterInnenbewegung „er-

kämpft“ wurde) kein Hinweis

darauf, daß die dem Kapitalis-

mus unterworfenen Men-

schen wenigstens auf ange-

nehme Weise leben können

sollen, was ja schon mal was

wäre. Es geht dabei zwar

durchaus um die Sorge, der

freie Wettbewerb könne das

benötigte Menschenmaterial

ruinieren, aber das Ergebnis

der Sozialmaßnahmen ist

nicht, diesem Wettbewerb ein

Ende zu setzen, sondern ihn

besser in Gang zu halten.

Schließlich soll die Gesell-

schaft fürs Geschäftemachen

möglichst gut geeignet sein,

was auch beinhaltet, daß die

Politik im sozialen Bereich

gestaltend vorgeht und nicht

nur reagiert. Die Notwendig-

keit der Existenz eines Sozial-

...sondern darin, daß er allgemei-
ne Voraussetzungen schafft, damit
das Profitmachen funktionieren
kann.

Ach so.
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durch Sanktionsdrohungen,

also gewaltförmig, allgemein

durchgesetzt werden. Denn

niemand konnte einen durch

Einsicht oder Menschenliebe

entstehenden individuellen

Konkurrenznachteil wollen.

Daß Sozialmaßnahmen

eine andere Gruppe von Ein-

wohnerInnen betreffen als

diejenigen, die die Maßnah-

men des ideellen Gesamtka-

pitalisten in ihre geschäftli-

chen Kalkulationen einbezie-

hen, ist nicht schwierig zu er-

kennen. So, wie die Leistun-

gen für die Infrastruktur

wichtige Bedingungen der

Kapitalakkumulation sicher-

stellen und die Umweltschutz-

gesetzgebung auf bestimmte

Verfahrensregeln pocht, ist

auch der Sozialstaat eine

notwendige staatliche Ein-

mischung. Die tägliche Pla-

gerei der Erwerbstätigen für

den Betrieb, die der Kapitalist

so kostengünstig wie mög-

lich gestalten möchte, führt

zu kontinuierlich beige-

brachten gesundheitlichen

Schädigungen. Deren Behe-

bung fällt aber nicht in den

Zuständigkeitsbereich des

Anwenders der Ware Arbeits-

kraft. Daß alle Lohnabhän-

gigen Teile ihres Lohns für

umfangreiche gesundheitli-

che Vorsorge und Reparatur

abzweigen können und wol-

len, ist ebenso nicht zu

erwarten. Sollten sie zudem

einmal nicht das zweifelhafte

staats ist dabei ein Argument

gegen diese Gesellschaft,

keins für sie.

Am historischen Beispiel

der Kinderarbeit in Bergwer-

ken läßt sich der staatliche

Umgang mit dem Konflikt

zwischen unmittelbarem Ka-

pitalinteresse und längerfri-

stigem Erhalt des menschli-

chen Produktionsfaktors ab-

lesen. Solange es nicht ver-

boten war, wurde der Nach-

wuchs ganz selbstverständ-

lich in die Stollen geschickt,

da Arbeitskräfte benötigt

wurden und sich Kinder für

das Rumkriechen körperlich

besonders eigneten. Wenn

die Kinder dafür auch nur

Hungerlöhne erhielten, wur-

de das Geld doch gebraucht,

denn ihre Eltern konnten

sich nicht den Luxus erlau-

ben, sie durchzufüttern. Als

einige Staatslenker erkann-

ten, daß mensch sich mit die-

ser für die einzelnen Berg-

werksunternehmen nützli-

chen Vorgehensweise Elend

und Ruinierung der Nach-

kommenschaft einhandelte

(und bestimmt keine guten

Soldaten), setzten sie durch,

daß bestimmte Altersgrup-

pen von solcher Arbeit aus-

genommen bleiben sollten

und andere nur eine be-

stimmte Anzahl von Stunden

arbeiten durften. Diese Rege-

lungen mußten durch Über-

prüfungen der Betriebe und

ihrer Belegschaften sowie

...Sozialstaat ein 
Argument gegen diese
Gesellschaft, keines

für sie.
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Glück haben, arbeiten gehen

zu können (mangels Arbeits-

platz), stellt sich das Problem

des Erhalts ihrer grundsätzli-

chen Verwendbarkeit gegen

die massenweise Verwahrlo-

sung. Weil sich eine prospe-

rierende Nationalökonomie

nicht auf extrem Mitgenom-

menen aufbauen läßt, hat

der Staat ein Interesse, die

Bevölkerung einigermaßen

in Schuß und damit dienst-

fähig zu halten. Das muß

gegen die ProfiteurInnen der

gesundheitlichen Ruinierung

durchgesetzt und allen

gleichermaßen vorgeschrie-

ben werden. Zu diesem

Zweck installiert mensch ein

Gesundheitswesen, Kranken-

kassen, verschiedene (Pflicht-)

Versicherungen, Arbeitslosen-

und Sozialhilfe sowie Arbeits-

schutzbestimmungen, die

gerade soweit reichen, daß

sie nicht zu geschäftsschädi-

gend wirken. Die Existenz

solcher Einrichtungen ist ein

Beweis dafür, daß das Lohn-

arbeiterInnendasein sich

nicht durch Gesundheit und

Wohlergehen bezahlt macht.

Durch die Form der Zwangs-

versicherung (die es nicht in

jedem Staat gibt) sind die

„,ArbeitnehmerInnen“ ge-

zwungen, für die Versiche-

rungsbeiträge regelmäßig

einen Teil ihres Lohn aufzu-

wenden, um im Fall der Er-

werbsunfähigkeit oder wenn

sie das Rentenalter erreichen

etwas „auf der hohen Kante“

zu haben.Von selbst scheinen

sie also nicht in dieser Form

vorplanen zu können und zu

wollen, weil das Geld im

Alltag regelmäßig hinten und

vorne nicht reicht. (Statt nun

zu überlegen, ob diese notori-

sche Knappheit etwas mit

dem Lohnsystem an sich zu

tun haben könnte, organisie-

ren sich viele Lohnabhängige

in Gewerkschaften und müs-

sen sich in Tarifverhandlun-

gen die Relativierung ihrer

Lohnforderungen am unab-

dingbaren Erfolg „ihres“

Unternehmens und Bröt-

chengebers gefallen lassen.)

Die „ArbeitgeberInnen“ ha-

ben ebenfalls ihren finanziel-

len Teil zum Versicherungs-

system beizutragen, was re-

gelmäßig wegen der hohen

„Lohnnebenkosten“ bejam-

mert wird – aus dem Ge-

sichtspunkt, unter welchem

hier das Wohlergehen von

Menschen vorkommt, läßt

sich einiges über die Zwecke

lernen, die in einer bürgerli-

chen Gesellschaft die bestim-

menden sind.

Dieser Bereich unterliegt

(wie alle anderen gesell-

schaftlichen Bereiche auch)

den Erwägungen vom na-

tionalen Nutzen, was auf der

einen Seite nicht bedeutet,

daß für jede einzelne Tablette

eine „Was bringt das dem

Kapital?“-Rechnung aufge-

stellt wird – die Vorteile der

Die Existenz solcher Einrichtungen
ist .ein Beweis dafür, daß das
LohnarbeiterInnendasein sich nicht
durch Gesundheit und Wohlergehen 

bezahlt macht.
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Nation und Nationalismus

Einer Nation anzugehö-

ren hat handfeste Auswir-

kungen, denen ihre Staats-

bürgerInnen – ob sie wollen

oder nicht – unterworfen

sind. Sie bekommen auf

unterschiedlichsten Gebie-

ten Folgeerscheinungen zu

spüren: Auf welche Art und

Weise wird versucht, Land

und Leute fürs kapitalistische

Geschäft brauchbar(er) zu

machen? Welche Grenzwerte

für die (legale) Vergiftung der

Umwelt legt der Staat fest?

Wieviel ist das nationale Geld

im Ausland wert? Wie wer-

den dort Einreisende der

jeweiligen Nation behan-

delt? usw. Durch den Besitz

eines Stücks Papier oder

Plastik, das die InhaberInnen

als Abgesandte eines be-

stimmten staatlichen Ho-

heitsbereichs ausweist, ist

die Sortierung in verschiede-

ne Nationalitäten auf inter-

nationaler Ebene durchge-

führt. An der Grenze, beim

Aufenthalt in fremden Ge-

bieten als TouristIn oder

Flüchtling und in diversen

anderen Fällen kommt es

darauf an, welche Überle-

gungen der Staat zum Um-

gang mit den PaßinhaberIn-

nen angestellt hat, die sein

Areal betreten, und wie die

Beziehungen der betreffen-

den Länder sich gerade ge-

stalten.Zudem hegen Staaten

ein grundsätzliches Miß-

Gesunderhaltung lassen sich

nicht in Geldbeträgen aus-

drücken. Der „übergeordne-

te“ Standpunkt, den der Staat

einnimmt, verlangt zunächst

die Abstraktion vom Detail,

ein von punktuellen Kosten-

Nutzen-Rechnungen abse-

hendes Vorgehen. Auf der

anderen Seite ist sehr wohl

dafür gesorgt, daß niemand

auf die Idee kommt, sich in

der „sozialen Hängematte“

ausruhen zu können. Gerade

weil der Nutzen nicht un-

mittelbar in Zahlen meßbar

ist und für den Staat dabei

erstmal nur Kosten auftreten,

beschäftigt dieser sich von

Zeit zu Zeit damit, seine

Sozialausgaben zu überprü-

fen und gegebenenfalls zu

reduzieren. Hier sind die be-

kannten Auseinandersetzun-

gen zwischen Anhänger-

Innen der einen oder der

anderen Seite (übergeordne-

ter Standpunkt vs. Kosten-

Nutzen-Rechnung) notwen-

dig angelegt. Denn alle Maß-

nahmen werden daran ge-

messen, ob sie ein brauchba-

res Mittel für den Erfolg des

ganzen Ladens darstellen

oder nicht. So erklären sich

die Härten bei der berechtig-

ten Inanspruchnahme des

Sozialstaats wie auch bei sei-

ner gelegentlichen Umstruk-

turierung.

Denn alle Maßnahmen werden
daran gemessen, ob sie ein
brauchbares Mittel für den
Erfolg des ganzen Ladens 
darstellen oder nicht.
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trauen gegen AusländerIn-

nen. Es kann zwar nützlich

sein, sie zu dulden oder sogar

ihre Einreise zu fördern –

nicht nur, wenn sie brauch-

bar als Arbeitskräfte sind,

sondern beim Asylrecht auch

als Infragestellung der Sou-

veränität ihrer „undemokrati-

schen“ Herkunftsländer. Aber

spätestens im Kriegsfall wird

ganz selbstverständlich da-

von ausgegangen, daß sie

durch ihre „Abstammung“

zur Gefahr werden könnten.

Da die Unbedingtheit ihres

Willens, dem Aufenthaltsland

zu dienen, ohnehin stets in

Frage gestellt wird, geht ihre

Abschiebung oder Inter-

nierung häufig den militäri-

schen Auseinandersetzun-

gen voraus. Und auch im

Friedensfall stellt ihre Be-

handlung eine potentielle

Verhandlungsmasse für die

zwischenstaatliche Diploma-

tie dar. Die Ohnmacht der

nach Staatsangehörigkeit

Sortierten und nationalen

Erwägungen Unterworfenen

ist bei all diesen Angelegen-

heiten garantiert.

Nationalismus

Die (gesetzlich festge-

schriebene und Selbst-)Ver-

pflichtung der gesellschaftli-

chen Verantwortungsträger-

Innen auf den nationalen Er-

folg erfordert die ständige

Überprüfung und Ausrich-

tung politischer Maßnahmen

danach, ob sie für diesen

Zweck nützlich sind. Das best-

mögliche Gelingen der Erfül-

lung der allgemeinen Erfor-

dernisse steht dort im Mittel-

punkt der Aufmerksamkeit.

Alle Privatinteressen sollen

sich diesem Allgemeinwohl

genannten Standpunkt ver-

pflichtet fühlen – je nach

Links- oder Rechtssitzen im

Parlament setzt mensch die

Akzente hier unterschiedlich.

Letzten Endes wird aber

immer dafür agitiert, daß

innerhalb der Gesellschaft

niemand nur sein eigenes

Süppchen kocht. Alle, von den

Gewerkschaften über den

Lehrer bis zur Spitzensport-

lerin, sollen sich den Gedan-

ken zu eigen machen, daß sie

dem Land etwas zu verdan-

ken haben und daß sie daher

auch zur Förderung seines

Wohlergehens verpflichtet

sind. Ihre Überlegung hat zu

lauten: „Was kann ich für die

Allgemeinheit tun?“ und

nicht: „Sind ihre Zwecke ei-

gentlich mit dem, worum es

mir geht, vereinbar? Was habe

ich selbst davon?“ Für sowas

fängt mensch sich schnell

den Vorwurf des privaten

Egoismus ein. Um die Verant-

wortung für das Betreiben

eines Gemeinwesens, das die

konstruktive Beantwortung

dieser Fragen einfordert, be-

vor sie sich überhaupt je-

mand stellt, konkurrieren die

wählbaren NationalistInnen

ein grundsätzlichens
Mißtrauen gegen 

AusländerInnen.

Really?
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sätzlichkeit und ihre Gründe,

sondern ergreifen Partei für

die Nation und ihre Zwecke,

indem sie mit dem Nationa-

lismus eine Haltung zu ihr

einnehmen, die das eigene

Interesse als von dem In-

teresse der Nation abhängi-

ges betrachtet, das Interesse

der Nation mit dem eigenen

Interesse identifiziert und /

oder das Interesse der Nation

über das eigene Interesse

stellt.

Daraus resultieren dann

die entsprechenden Überle-

gungen: Der Staat wird als

Sachwalter der eigenen Inte-

ressen verstanden und we-

gen der auf dieser Basis not-

wendig ständig erlebten

Enttäuschungen für seine

„Fehlleistungen“ kritisiert. Es

wird nicht versucht, die Be-

weggründe der großen Poli-

tik zu klären, sondern höch-

stens mal mit einer WählerIn-

nenstimme mitgeholfen, die

Regierungsmannschaft aus-

zutauschen, wenn die Oppo-

sition glaubhaft machen

konnte, den Laden erfolgrei-

cher führen zu können, was

faschistische Alternativen

miteinschließen kann.Von der

Macht, der mensch unter-

worfen ist, wird erwartet, ein

taugliches Mittel individuel-

len Wohlergehens zu sein –

weil das aber nie klappt, ist

der demokratische Nationalis-

mus eigentlich immer ein kri-

tischer.

von Rechts bis Links. Darin

besteht der Nationalismus

von   „Oben“.

Die Frage nach dem

Nationalismus von  „Unten“

ist die Frage nach einem

bestimmten Verhältnis zwi-

schen dem/der BürgerIn und

der Nation, und zwar nicht

nach dem objektiven (also

unabhängig von der jeweili-

gen Ansicht zur Nation exi-

stenten und wirksamen) Ver-

hältnis, sondern nach dem

subjektiven: Es geht um eine

Haltung zur Nation. Dieser

Nationalismus hat die natio-

nalen Zwecke und ihre Bezie-

hung auf die BürgerInnen

zum Gegenstand: Der/die

nationalistisch denkende

BürgerIn hält die Durchset-

zung des nationalen Interes-

ses, das der Staat verfolgt, für

eine positive Bedingung des

eigenen Vorankommens. Daß

der Staat die gesellschaftli-

chen Gegensätze, unter de-

nen die BürgerInnen zu-

rechtkommen wollen, durch

die Garantie von Freiheit,

Gleichheit und Privateigen-

tum erst in die Welt setzt und

gegen „überzogene Einzel-

interessen“ vorgeht, wenn sie

den nationalen Anliegen wi-

dersprechen, läßt die Bürger-

Innen nicht an der Vereinbar-

keit ihres privaten Materia-

lismus mit den nationalen

Zwecken zweifeln. Sie ma-

chen sich keine kritischen

Gedanken über diese Gegen-

...nationalistisch
denkende BürgerInnen 

halten die Durchsetzung des
nationalen Interesses für eine 

positive Bedingung des eigenen  
Vorankommen.
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Beim für jeden Nationalis-

mus kennzeichnenden Ver-

such, eine nationale Zusam-

mengehörigkeit aller Unter-

worfenen einer staatlichen

Herrschaft (manchmal auch

über Grenzen hinaus) zu be-

gründen, werden regelmäßig

die Produkte von Nationen-

bildung und gesellschaftli-

chen Erfordernissen (ob

Sprache, Kultur, Staatsgebiet

oder Tradition) als unverän-

derliche nationale Eigenar-

ten imaginiert. Es gibt aber

kein notwendiges,ausschließ-

liches Kriterium, entlang des-

sen sich  „Nation“ definieren

läßt. Die Verlaufsformen von

„Nation“ und Nationalismus

sind historisch-zufälliger Na-

tur. Volk, Sprache, Kultur, Tra-

dition, politische Werte oder

andere Merkmale sind nur

Belegmaterial, Titel zur Legi-

timation von nationalen An-

sprüchen, die angeblich erst

aus der Definition der Zu-

sammengehörigkeit erwach-

sen. Die behaupteten Ge-

meinsamkeiten dienen dann

zum Ausfindigmachen von

verschiedenen Nationalcha-

rakteren, aus denen sich die

Weltbevölkerung zusammen-

setzen soll. Das paßt wunder-

barerweise gut zu dem

Zweck, zu dem es auch

betrieben wird: Aus der vor-

handenen Einteilung in Na-

tionen und Nationalitäten

eine Parteinahme abzulei-

ten, indem die Ansprüche

des eigenen Ladens als gut

und förderungswürdig und

die der anderen als (mal

mehr, mal weniger) böse und

feindlich eingeschätzt wer-

den.

Freiheit und Gleichheit –

ihre Auswirkungen

Wie ausgeführt, stellt die

Verpflichtung auf Freiheit und

Gleichheit einen funktionalen

Aspekt bürgerlicher Herr-

schaft dar. Daß sie, ein System

der Ungleichheit der Mittel in

die Welt setzend und auf ihm

aufbauend, eben diese Un-

gleichheit festschreibt und

ins Recht setzt, wollen viele

GleichheitsanhängerInnen

nicht wahrhaben und mei-

nen, ihre Ideale von Freiheit,

Gleichheit und Gerechtigkeit

gegen die Resultate ihrer

gesellschaftlichen Wirksam-

keit ins Feld führen zu kön-

nen. Beispielsweise leiten sie

aus empirischen Zahlen und

Statistiken  „Mißverhältnisse“

und  „Ungerechtigkeiten“ ab,

die sie für kontraproduktiv

oder inhuman halten und

daher abschaffen wollen.

Statt nach systematischen

Gründen für diese „Schiefla-

gen“ zu suchen, formulieren

sie Appelle an den Garanten

der herrschenden Ordnung:

Ihr Adressat ist der Staat, von

dem sie machtvolles Durch-

greifen gegen das „unsoziale

Kapital“ und andere Mißstände
page 23
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nahmen von der Gleichheit,

denen wiederum alle Aus-

länderInnen (ihrem recht-

lichen Status entsprechend)

gleichermaßen unterworfen

sind. Je nach nationalem Be-

darf und Dafürhalten können

diese Gesetze verändert wer-

den, und sie sind der Kritik

ausgesetzt, wenn sie in die-

ser Hinsicht als „veraltet“ gel-

ten. Die Sortierung in Zuge-

hörige und höchstens Gedul-

dete geht davon aus, daß

Leute nach der Einwande-

rung in ein Land nicht auto-

matisch zu begeisterten Mit-

macherInnen werden, son-

dern gewisse  „Loyalitäts-

probleme“ haben.Wegen der

nicht erst im Kriegsfall als

problematisch behaupteten

„Doppelidentität“ („Zu wel-

chem Staat gehören die

denn eigentlich?“; s.o.) wird

ein separates Recht geschaf-

fen: Wer bleiben will, muß

Folgsamkeit und Brauchbar-

keit unter Beweis stellen –

und selbst deren Nutzen für

das Recht, im Land bleiben

zu dürfen, ist nicht sicher,

sondern Konjunkturen un-

terworfen: Die nationalen

Erwägungen sind schon mal

wichtiger als Leib und Leben

irgendwelcher Flüchtlinge.

Ähnliche Abwägungen

gibt es überall dort, wo kon-

krete Nützlichkeitsgedanken

gegen die Gültigkeit von

Grundrechtsartikeln disku-

tiert werden: Wer nicht als so

als seine höchsteigentliche

Aufgabe einfordern. Daß der

dem Staat zentral wichtige

Reichtum der Nation gerade

die ökonomische Stärke und

damit das „Profitdenken“ der

Unternehmen braucht und

gut laufende Geschäfte des-

halb kein brauchbares Argu-

ment für die Abschaffung

von Reichtumsunterschie-

den hergeben, ist ein selten

auftauchender Gedanke,

wenn sich um Wohl und

Wehe der Gesellschaft

gesorgt wird.

Freiheit und Gleichheit

sind (wie oben ausgeführt)

allgemein gültige gesell-

schaftliche Prinzipien. Der

bürgerliche Staat kennt aller-

dings einige Personengrup-

pen, bei denen er selber Un-

terschiede herstellt, die sich

nationalen Erwägungen ver-

danken und deren Notwen-

digkeit aus den gesellschaft-

lichen Prinzipien resultiert.

Die Obrigkeit verpflichtet

sich und ihre BürgerInnen

auf Freiheit und Gleichheit;

und gerade deshalb betreibt

sie z.B. die Einteilung der

Menschen in ihrem Staatsge-

biet in InländerInnen und

verdächtige, da aus Gebieten

anderer staatlicher Hoheit

kommende AusländerInnen.

Gegen diese gibt es Ein-

schränkungen der allgemei-

nen Rechte, die ganz offiziell

in der Ausländergesetzge-

bung formuliert sind: als Aus-

...statt nach Gründen für diese
„Schieflagen“ zu suchen, formulieren
sie Appelle an den Garanten der
herrschenden Ordnung.
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uneingeschränkt und selbst-

verständlich brauchbar ange-

sehen wird, wie es der Staat

mit seinen Freiheitsgarantien

verlangt, wird häufig mit Be-

schränkungen belegt. Bei den

so identifizierten Gruppen

wird davon ausgegangen,

daß ihre privaten Interessen

und die der Nation nicht not-

wendig zusammenfallen, was

im Extremfall eine Sonderbe-

handlung notwendig macht

(wie sie z.B. bei den polizeili-

chen Innenstadtsäuberun-

gen vorliegt). Das führt im-

mer wieder zum demokrati-

schen Meinungsstreit: Die

Einen plädieren dafür, der

„Gleichmacherei“ ein Ende zu

setzen und durchzugreifen,

andere pochen auf die Vor-

teile, die der Gemeinschaft

durch liberalere Handha-

bung entstünden.

Faschistische Kritik am

demokratischen Staat

Typische liberale Ideolog-

Innen des demokratisch ver-

faßten bürgerlichen Staates

leg(t)en Wert auf die Fest-

stellung, daß das möglichst

ungehinderte Verfolgen indi-

vidueller Interessen durch je-

des einzelne Gesellchaftsmit-

glied ein gutes Vehikel für

den nationalen Reichtum sei.

Der aus der freien Entfaltung

der Marktkräfte und des Wett-

bewerbs resultierende gesell-

schaftliche Wohlstand stelle

bei den StaatsbürgerInnen

das nötige Vertrauen in diese

Verhältnisse her und garantie-

re so deren Stabilität.

In weniger erfolgreichen

Zeiten häufen sich demge-

genüber oftmals die Klagen,

daß das Bisherige ein Irrweg

gewesen sei. Es müsse doch

bestimmte Gründe dafür

geben, daß der nationale Er-

folg nicht so ausfalle, wie es

dem Land eigentlich recht-

mäßig zustünde (die An-

sprüche können dabei je nach

Nationalstaat recht unter-

schiedlich sein). Auf einmal

wird entdeckt, daß überall

egoistische Sonderinteressen

am Werke seien, die die not-

wendige Verpflichtung auf

Staat und Nation (auf das

„Vaterland“) vermissen ließen.

Bei der Suche nach den

Gründen kommen FaschistIn-

nen auf eine grundsätzliche

Kritik an Freiheit und Gleich-

heit, die diese Prinzipien als

Ursachen für die volksschädi-

gende  „Rafferei“ ansieht und

entschieden härteres Durch-

greifen verlangt. Die Klagen-

den können sich als radikale

NationalistInnen das Aus-

bleiben von Erfolgsmeldun-

gen nur erklären, indem sie

bösartige Feinde des gemein-

samen Anliegens am Werke

sehen, ohne die es nicht so

weit gekommen wäre...denn

die wirklich fleißigen und an-

ständigen VolksgenossInnen

sind über jeden Verdacht

Ähnliche Abwägungen gibt es überall 
dort, wo konkrete Nützlichkeitsgedanken
gegen die Gültigkeit von Grundrechts-

artikeln diskutiert werden.
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der nachgesagt wird, es sei

ihr unveränderliches biologi-

sches Wesen, überall zerset-

zend und die Volkskräfte

schwächend am Werke zu

sein: den Juden. Im Unter-

schied zu den Volkszugehöri-

gen, die in der Vergangenheit

nur durch die  „Umstände“ zu

manchen Verfehlungen ver-

leitet worden seien, sollen

die Juden grundsätzlich bös-

willig und unverbesserlich

sein. (Der Nationalsozialis-

mus hielt die Juden entspre-

chend für weltverschwöreri-

sche Volksschädlinge, entzog

ihnen die Grundrechte und

führte ein Vernichtungs-

programm durch – sachliche

Argumente,tatsächliches Wol-

len und ökonomische Brauch-

barkeit der Opfer galten

nicht als Gründe dagegen,

weil mensch davon ausging,

daß das deutsche Volk sich

von ihnen befreien müsse,

wenn es leben wolle.)

Was also in anderen Zei-

ten „freies Spiel der Kräfte“

heißt und Leistungsbereit-

schaft und unternehmeri-

sche Kreativität stärken soll,

wird nun als Pflichtverges-

senheit angeprangert. Die

für den modernen Kapitalis-

mus typische Trennung in

Privatsubjekte auf ökonomi-

schem und StaatsbürgerIn-

nen auf politisch-öffentli-

chem Gebiet soll aufgeho-

ben werden und an ihre

Stelle der allumfassende Ein-

erhaben. Das Volk kann nicht

sein eigener Feind sein – wer

ist es dann? Die Interessen-

vertretungen der Lohnarbei-

terInnen mit ihren Forde-

rungen nach höheren Löh-

nen und besseren Arbeitsbe-

dingungen z.B.; auch wenn

diese betonen, ihre Forde-

rungen nur im Zeichen des

gerechteren Fortbestands

des gemeinsamen Ganzen,

das sie durchaus schätzen, zu

stellen. Sie werden nichtsde-

stotrotz schärfstens aufge-

fordert, ihr Besitzstandsden-

ken zu revidieren und daran

zu denken, daß mensch sich

sowas in Zeiten der nationa-

len Krise nicht mehr leisten

könne.

Beim Kapital werden ähn-

liche Verfehlungen entdeckt:

Jeder denke nur an sich,

obwohl eine erfolgreiche Na-

tion doch Leute brauche, die

sich bei all ihren Geschäften

dem Allgemeinwohl ver-

pflichtet fühlen. Die Wirt-

schaft solle zuallererst natio-

nale Verantwortung zeigen,

statt nur nüchterne Kalkulie-

rerei zu betreiben. Das „vater-

landslose Finanzkapital“ tritt

dabei schnell in den Mittel-

punkt der Aufmerksamkeit,

weil in ihm der eigentliche

Drahtzieher und weltweite

Profiteur der ganzen Misere

vermutet wird.

Die Überlegungen kön-

nen im Ausfindigmachen

einer  „Gegenrasse“ gipfeln,page 26
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satz für Volk und Nation tre-

ten. Der kleine Mensch von

der Straße und der/die

StaatsdienerIn sind sich einig

in der Einschätzung, die Ge-

walt habe es versäumt, dies

mit der gebotenen Schärfe

durchzusetzen. Diese Art von

Kritik sieht das grundsätzli-

che Manko in einer Verkom-

menheit bestimmter Indivi-

duen innerhalb der Nation

und tritt mit dem Verspre-

chen an, einmal richtig aus-

zumisten. Als Lösungsideen

treten dann genau die Maß-

nahmen auf den Plan, die aus

der Problemdiagnose her-

vorgehen müssen: Wer einer

erfolgreichen Nation ange-

hören wolle, müsse eben si-

cherstellen, daß sich alle

zuvorderst als ihre unbe-

dingten Parteigänger betäti-

gen. Schluß mit Steuerbe-

scheißen und Lohnforderun-

gen, stattdessen Aufopfer-

ung für Volk und Vaterland.

Die entsprechende Praxis

wird dabei begleitet von

einer öffentlichen Meinung,

der es, weil sie die Sorge ums

gemeinsame Ganze ohnehin

kennt, meist nicht radikal

genug zugehen kann.

Die geschilderten Überle-

gungen werden, wie das

aktuelle deutsche Beispiel

(Standortdebatte) zeigt, in

ihren Grundzügen auch in

einem demokratischen Staat

von Zeit zu Zeit angestellt

und Konsequenzen daraus

gezogen. Das rücksichtslosere

Vorgehen in dieser Hinsicht

versprechen jedoch die

FaschistInnen. Deren Vorstel-

lungen vom verfaulten und

daher grundlegend neu her-

zustellenden Volkskörper er-

scheinen vielen Leuten radi-

kaler als das verhaßte „Ge-

schwätz“ der parlamentari-

schen NationalistInnen. Wenn

eine ausreichend große An-

zahl von StaatsbürgerInnen

das Vertrauen in die „Prob-

lem“lösungskompetenz der

DemokratInnen verliert, kann

jederzeit eine massenhafte

Begeisterung für diejenigen

PolitikerInnen anstehen, die

mit dem Durchmustern der

Bevölkerung nach ihrer

Brauchbarkeit, dem Verspre-

chen eines wirksamen Vorge-

hens gegen alle tatsächlichen

und imaginierten Feinde der

Nation im In- und Ausland,

dem Abschaffen von Par-

teienkonkurrenz und Wahlen,

der Aufrüstung des staatl-

ichen Gewaltapparates, der

Scheidung von gutem, schaf-

fendem und bösem, raffen-

dem Kapital und ähnlichen

Programmpunkten antreten,

um die Nation wieder auf Vor-

dermann zu bringen. Grund-

rechte, demokratische Ver-

laufsformen der Herrschaft

und den  „parasitäres Verhal-

ten“ fördernden Sozialstaat

sehen sie fälschlicherweise als

unproduktive Hemmnisse für

die erfolgreiche Aufgaben-
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nalen Raserei und der Suche

nach Verantwortlichen für

den Mißerfolg begründet,

hat seine Ursache also nicht

in der besonderen Bösartig-

keit eines Führers oder eines

Volkes. Die Gründe dafür be-

stehen, solange es Kapitalis-

mus, Nationalstaaten und

Nationalismus gibt.

Auf andere Erfordernisse

und Erscheinungen im bür-

gerlichen Staat (Wirtschafts-,

Geld- und Finanzpolitik, Par-

lamentarismus und Demo-

kratie, nationale Unterschie-

de, konservative, liberale und

sozialdemokratische Spezia-

litäten, bürgerliche Wissen-

schaft, Schule und Universität,

Familie, Medien und Mei-

nungspluralismus u.a.) kann

hier nur hingewiesen wer-

den. Dazu existieren aber

andere Veröffentlichungen,

die die für dieses Heft verant-

wortlichen Gruppen bei Inte-

resse gerne zur Verfügung

stellen.

erfüllung des Staates an. Die

FaschistInnen können dabei

auf jede Menge gute Unter-

tanInnen zählen, die in ihrer

Begeisterung fürs Vaterland

zu so ziemlich allem bereit

sind und nicht erst durch pro-

pagandistische  Verlockun-

gen oder Strafandrohungen

dazu gezwungen werden

müssen. Sie sind fanatische

AnhängerInnen des Erfolgs

ihrer Nation, weil sie diesen

für eine unbedingte Voraus-

setzung für ihr eigenes priva-

tes Lebensglück halten – von

diesem Fehlurteil ausgehend

sind sie für vieles zu haben:

„Verdächtige“ weiterzumel-

den, in den Krieg zu ziehen

oder Menschen hinzurichten

beispielsweise. Daß ein sol-

ches Programm den „Feind“

als unverbesserlich, für die

vorliegenden Zwecke nicht

Brauchbare als unwertes

Leben und Andersgesinnte

als Verräter ansieht und sol-

che Leute wegsperrt und

umbringt, liegt in der natio-

Die Gründe dafür bestehen, 
solange es Kapitalismus,
Nationalstaaten und 
Nationalismus gibt.
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G
rundlage jeder Ge-

sellschaftskritik ist

die Beantwortung der

Frage, was die betrachtete

Gesellschaft ist – andernfalls

ist nie klar, ob das, was zu

beobachten (und zu bemän-

geln) ist, notwendig zur

Gesellschaft gehört oder

nicht. Um zu klären, ob es zur

Vermeidung des sogenann-

ten „Bildungsabbaus’’, von

Arbeitslosigkeit und Verelen-

dung ausreicht, auf das Gute

im Menschen zu vertrauen

und die SPD zu wählen, oder

ob nicht Grundlegendes ver-

ändert werden muß, ist in

einem ersten Schritt zu un-

tersuchen, was denn das

Prinzip ist, das das Bestehen-

de zusammenhält.

Gesellschaft ist nicht

durch irgendetwas bestimmt

(nicht durch „Kultur’’, nicht

durch „Information’’ und schon

gar nicht durch die Gene der-

jenigen, die darin leben), son-

dern durch die Ökonomie1.

Für diese Behauptung wer-

den im folgenden Argumen-

te genannt.

Natur, Ökonomie und

Gesellschaft

Egal, um was für eine Ge-

sellschaftsordnung es sich

handelt: Menschen sind auf

einen Stoffwechsel mit der

Natur angewiesen. Sie müs-

sen das, was sie zum Leben

brauchen – darin sind sie von

anderen Lebewesen gar nicht

unterschieden –  ihrer Um-

welt abtrotzen. Im Unter-

schied zu anderen Lebewe-

sen ist der Stoffwechselpro-

zeß des Menschen aber kein

reiner Naturprozeß. Men-

schen sind in der Lage, Zwecke

zu setzen und ihre Handlun-

gen als Mittel zur Erreichung

dieser Zwecke zu wissen. Sie

erkennen manche Mittel als

tauglich und andere als weni-

ger tauglich. Und mit ihrem

zweckgerichteten Handeln

nehmen Menschen nicht nur

in der Natur Gegebenes auf,

um sich am Leben zu erhal-

ten, sondern verändern Natur-

stoffe. Zweckgerichtete Tätig-

keit, die dazu dient, Ge-

brauchsgegenstände, Ge-

brauchswerte herzustellen ist

der abstrakte Begiff der

Arbeit. Und die Produktivkraft

der Arbeit ist das Maß dafür,

wieviele Gebrauchswerte pro

„Arbeitsmenge’’ hergestellt

werden: Je höher die Produk-

tivkraft, desto höher die

Gebrauchswertmenge.

Einfache Methoden zur

Steigerung der Produktivkraft

der Arbeit sind Kooperation

und Arbeitsteilung. Wenn

Viele zusammenarbeiten,dann

schaffen sie mehr, als wenn sie

das isoliert voneinander tun.

Und wenn sie sich auf wenige

verschiedene Handlungen be-

schränken und diese dafür

perfektionieren, so steigert

das die Produktivkraft im

grundlagen der
kapitalismus-
kritik

Egal, um was für eine
Gesellschaftsordnung es
sich handelt: Menschen
sind auf einen Stoffwechsel

mit der 
Natur 
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Beziehungen organisiert sind,

wer über die Produktionsmit-

tel verfügt, wie diese Verfü-

gung gesichert wird und was

das für Nichtbesitzer von

Produktionsmitteln bedeu-

tet.

Organisationsformen men-

schlichen Zusammenlebens

sind nur dann kritisierbar,

wenn in ihnen eine teilweise

Freiheit vom Naturzwang

verwirklicht ist. Soweit

Menschen Naturwesen sind

und als solche atmen, essen

und sich wärmen müssen,

sind sie nicht frei, sondern

unterliegen einer Notwen-

digkeit. Nur insoweit es den

Menschen gelungen ist, sich

vom Naturzwang zu emanzi-

pieren, kann das, was sie tun,

Gegenstand der Kritik wer-

den. Dem Begriff Gesell-

schaft ist vorausgesetzt, daß

die Produktivkraft der Arbeit

in einem Maße entwickelt ist,

das Entscheidungsbereiche

eröffnet, Möglichkeiten, so

oder anders zu handeln –

denn erst damit ist Gesell-

schaft von Natur wirklich un-

terschieden. Wird die Pro-

duktivkraft der Arbeit gestei-

gert und sinkt somit die für

die Aufrechterhaltung der

biologischen Funktionen

aufzuwendende Arbeitszeit,

so erweitert sich dieser Be-

reich disponibler, frei verfüg-

barer Zeit. Die Steigerung der

Produktivkraft der Arbeit

fand in der Regel allerdings

Vergleich zu einer Gemein-

schaft, wo alle alles machen.

Wenn aber nicht alle alles

machen, sondern Arbeits-

teilung herrscht, dann müs-

sen sie ihre Produkte wech-

selseitig benutzen. Die Pro-

dukte werden ausgetauscht

oder verteilt.

Die Herstellung von Ge-

brauchswerten  ist nicht vo-

raussetzungslos. Die Arbei-

tenden benötigen Produk-

tionsmittel: einen Arbeitsge-

genstand (z.B. einen Roh-

stoff ) und (soll die Produktiv-

kraft nicht auf dem Niveau

von Fallobstsammeln ste-

henbleiben) Werkzeuge, mit

denen sie auf den Arbeitsge-

genstand  einwirken können

(und außerdem noch  Boden

auf dem das ganze stattfin-

det, Hilfsstoffe usw.). Werk-

zeuge, die eine Erhöhung der

Produktivkraft ermöglichen,

liegen nicht herum, sondern

müssen selbst hergestellt wer-

den. Auch dies geschieht

arbeitsteilig und kooperativ,

was bedeutet, daß schon die

Voraussetzungen der Arbeit

an Voraussetzungen ge-

knüpft sind. Das System die-

ser Voraussetzungen begrün-

det ein System von Bezie-

hungen der Menschen in

einer Gesellschaft, das aller-

dings nicht in einer rein stoff-

lichen Notwendigkeit auf-

geht. Wesentlich für die

Bestimmung einer Gesell-

schaft ist die Art, in der diese
page 30
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unter der Bedingung von

Unfreiheit statt. Um Wissen-

schaftler und Techniker er-

nähren zu können und um

genug Reichtum anzuhäufen,

um deren Ergebnisse dann in

eine brauchbare Technologie

umzusetzen (das beginnt

schon bei den Flußregula-

tionssystemen in Ägypten

und Mesopotamien), muß-

ten Leute länger und härter

arbeiten als sie das zu ihrer

eigenen Reproduktion ge-

mußt hätten. Das taten sie

nicht freiwillig, sondern sie

wurden dazu gezwungen:

von einer Herrschaft, die dar-

über hinaus einen beträchtli-

chen Teil des Produkts für

sich und ihren Gewaltap-

parat abzweigte. Gleichwohl

ist eine solche Herrschaft

eine Gestalt von Freiheit. Sie

hat schon zu ihrer Voraus-

setzung, daß die Menschen

nicht bloß von der Hand in

den Mund leben, sondern

die Produktivkraft genügend

entwickelt ist, um z.B. Fürsten

und Kriegsknechte zu ernäh-

ren und Klosterbibliotheken

aufrechtzuerhalten. Herr-

schaft ist so Freiheit in der

Gestalt der Unfreiheit.

Gesellschaft ist mehr als

eine bloße Ansammlung von

Einzelnen: der Zusammen-

hang dieser Einzelnen bzw.

das Prinzip, nach dem diese

Einzelnen miteinander um-

gehen. Wird von Gesellschaft

gesprochen, so ist unterstellt,

daß eine Notwendigkeit für

die Einzelnen besteht, sich

den gesellschaftlichen Be-

dingungen zu unterwerfen2;

diese Notwendigkeit kann als

herrscherliche Gewalt auf-

treten; eine Gesellschaft im

engeren Sinn bildet ein Herr-

schaftsbereich aber nur dann,

wenn die Reproduktion der

Einzelnen (also die Öko-

nomie) einen Zusammen-

hang stiftet, der über die spo-

radische Anwendung von Ge-

waltmitteln hinaus Bestand

hat. Solange die Herrschaft

aber personal ist3 entspricht

die Gesellschaft ihrem eige-

nen Begriff, eine den Einzel-

nen gegenüber sich notwen-

dig durchsetzende  Gesamt-

heit zu sein, nicht vollständig,

sondern hat ein Moment von

Zufälligkeit4. Die Herrscherge-

walt tritt den Menschen, Fa-

milien, Dörfern als Willkür

äußerlich gegenüber, äußert

sich mal so mal so und kann

schwinden, ohne daß sich mit

ihrer Auflösung etwas in der

Reproduktion der Beherrsch-

ten ändern müßte. In Gesell-

schaften mit kapitalistischer

Produktionsweise ist das

anders. Der Zwang zur Unter-

werfung ist durch die (Re-)

Produktionsverhältnisse selbst

gesetzt, die sich aus sich her-

aus stetig erhalten. Es handelt

sich hier um apersonale

Herschaft. Deshalb ist es auch

möglich, eine solche Gesell-

schaft nicht nur historisch zu
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Warenwert, bestimmt durch

die zur Produktion einer

Ware gesellschaftlich not-

wendig aufzuwendende Ar-

beitszeit. Dies ist eine Be-

stimmung, die den Marktum-

fang schon berücksichtigt:

Werden von einer Warenart

so viel Exemplare hergestellt,

daß in ihnen mehr Arbeit

vergegenständlicht ist als es

der zahlungskräftigen Nach-

frage entspricht, dann zählt

ein Teil dieser Arbeit nicht als

gesellschaftlich notwendig.

Entweder die überzähligen

Waren bleiben unverkäuflich

und werden als bloßer Ver-

lust abgeschrieben oder der

Preis aller Waren wird gesenkt,

bis ihr Gesamtpreis der Nach-

frage entspricht.6 Die Privat-

produzenten wissen nichts

vom Wert (und wüßten sie

es, dann würde das nichts än-

dern), sondern das Maß stellt

sich als blind wirkender

Durchschnitt hinter ihrem

Rücken her.

Der Reichtum kapitali-

stisch produzierender Gesell-

schaften ist nicht damit zu

erklären, daß einige den an-

deren etwas wegnehmen, in-

dem sie beim Warentausch

betrügen. Das mag vorkom-

men, unterstellt aber den

Reichtum, der auf diese Weise

umverteilt wird, bereits. Um

die Herkunft dieses Reich-

tums zu erklären, muß also

vorausgesetzt werden, daß

beim Warentausch gleiche

beschreiben,sondern in stren-

gem Sinn wissenschaftliche

Aussagen darüber zu ma-

chen. Das wird im folgenden

ausgeführt.

Ware, Wert und Geld

Im Kapitalismus werden

Waren produziert. Die unter-

scheiden sich von Produkten

früherer Zeiten darin, daß sie

nicht nur Gebrauchswerte

sind, sondern außerdem einen

Wert haben. Die arbeitsteili-

ge Produktion im Kapitalis-

mus ist eine Produktion

durch Privatproduzenten.

Dies bedeutet erstens, daß

die Bedingungen der Pro-

duktion ebenso wie ihr Re-

sultat Eigentum freier Rechts-

personen sind5 und zweitens,

daß diese Eigentümer nicht

nach einem gemeinsamen

Plan produzieren. Sind sie

nach dieser Seite voneinan-

der unabhängig, so anderer-

seits doch auch abhängig

voneinander: Sie benötigen

die Produkte der anderen als

Voraussetzung ihres eigenen

Konsums und ihrer eigenen

Produktion. Die Waren sind

nicht Gebrauchswert für den,

der sie herstellt, sondern

werden für den Austausch

produziert, es findet Wa-

rentausch statt. Als Maß, an

dem sich die Tauschrela-

tionen in der kapitalistisch

produzierenden Gesellschaft

ausrichten, fungiert derpage 32
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Werte getauscht werden,

daß also Äquivalententausch

stattfindet. Das Maß der

Werte und der Maßstab der

Preise ist das Geld, eine Ware,

die anders ist als alle ande-

ren. Während die übrigen

Waren ein besonderes Be-

dürfnis befriedigen müssen

(das macht ihren Gebrauchs-

wertcharakter aus), befriedigt

Geld das allgemeine Bedürf-

nis, gegen alle anderen Wa-

ren austauschbar zu sein.

Oder: Weil alles dafür zu

haben ist, nimmt es jeder.7

Im Kapitalismus werden

nicht nützliche Dinge herge-

stellt, um dafür viele andere

nützliche Dinge bekommen

zu können. Sondern es wird

Geld für Produktionspro-

zesse ausgelegt, um nach Be-

endigung dieser Prozesse

mehr Geld zu haben als vor-

her. Geld, das in dieser Weise

die Bestimmung hat, sich zu

verwerten, ist die Grundge-

stalt von Kapital. Es muß das

Ziel der Produzenten sein,

ihre Ware einzutauschen und

eine größtmögliche Geld-

menge dafür zu erhalten, mit

dem dann bestimmte andere

Waren (Produktions- und

Konsumtionsmittel) einzu-

tauschen sind. Der Wert ist

der Zweck der Produktion,der

Gebrauchswert bloßes Mittel.

Gesellschaftlicher Reichtum

setzt schon voraus, daß nicht

immer nur schon Vorhande-

nes umverteilt wird, sondern

daß ein gesellschaftlicher

Überschuß resultierte. Wird

also vom Äquivalententausch

ausgegangen, ist die Frage,

wie aus dem Austausch von

Waren mehr Wert herauskom-

men kann als zu ihrer Produk-

tion eingesetzt wurde. Aus

dem Ziel der einzelnen Kapi-

talisten, möglichst viel Geld

einzunehmen ist nicht zu

erklären, wieso das Kapital

insgesamt gewinnen kann.

Die Arbeiter  – 

und wozu sie gut sind

Der weitaus größte Teil der

unter dem Kapitalismus le-

benden Menschen besteht

aus Nichtbesitzern von Pro-

duktionsmitteln, „doppelt frei-

en Lohnarbeitern“. Sie sind

nicht nur frei vom Besitz an

Produktionsmitteln, sondern

auch frei von ständischen

Schranken wie Zunftzwängen

oder Leibeigenschaft, sie kön-

nen frei über sich verfügen.

Beides ist das Resultat eines

historischen Prozesses, der ge-

waltsamen Trennung der

Landbevölkerung vom Boden.8

Die Freiheit der Lohn-

arbeiter schließt die Unmög-

lichkeit ein, das für ihr Leben

Notwendige selbst herzustel-

len (geschweige denn es sich

auf eigene Rechnung von

anderen herstellen zu lassen):

Sie sind nicht Eigentümer der

dafür notwendigen Bedin-

gungen. Das für den Kauf

Es wird Geld für
Produktionsprozesse ausgelegt,
um nach Beendigung dieser
Prozesse mehr Geld zu haben 
als vorher.
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weniger als zu ihrer norma-

len Reproduktion notwen-

dig, wären irgendwann keine

mehr da; bekämen sie mehr,

dann hätten sie irgendwann

Reichtum angehäuft, den sie

statt ihrer Arbeitskraft ver-

kaufen könnten, und auch

dann wären sie als Arbeiter

nicht mehr verfügbar.

Ebenso wie jede andere

Ware hat die Arbeitskraft einen

Wert und einen Gebrauchs-

wert. Und ebenso wie bei

jeder anderen Ware zahlt der

Käufer den Wert, um den

Gebrauchswert zu erhalten.

Der besondere Gebrauchs-

wert der Arbeitskraft besteht

darin, arbeiten zu können

und zwar länger arbeiten zu

können als zur Reproduktion

des eigenen Wertes erforder-

lich ist. Während es bei den

übrigen Waren den Verkäufer

in der Regel nichts angeht,

was der Käufer mit ihnen

anstellt, kann der Arbeiter

seine Ware nur mit sich als

Anhängsel verkaufen, kann

sich also nicht aufs Sofa le-

gen, während in der Fabrik

seine Arbeitskraft genutzt

wird. Die Dauer und die

Intensität der Nutzung der

Arbeitskraft berühren ihren

Verkäufer selbst und verän-

dern die Menge der zu seiner

Reproduktion erforderten

Lebensmittel. Es ist deshalb

ein besonderer Vertrag erfor-

derlich, der Arbeitsvertrag,

der die Dauer und die Art der

ihrer Lebensmittel erforderli-

che Geld wird den Arbeitern

nicht in die Wiege gelegt,

sondern sie müssen es auf

dem Warenmarkt erst ‚ver-

dienen‘. Sie haben aber

nichts zu verkaufen – außer

ihrer eigenen Arbeitskraft,

und dies ist der Inhalt des

Arbeitsvertrages: Verkauf der

Ware Arbeitskraft gegen Lohn,

um das eigene Überleben zu

sichern.

Auch hier handelt es sich

nicht um Betrug, sondern um

Äquivalententausch: In der

Regel bekommen die Arbei-

ter den Wert ihrer Ware, den

Wert der Arbeitskraft ausge-

zahlt; es geht also alles ge-

recht zu. Auch der Wert der

Ware Arbeitskraft ist be-

stimmt durch die zu ihrer Re-

produktion erforderte Ar-

beitsmenge oder, anders ge-

sagt, durch den Wert der ge-

sellschaftlich zu ihrer Repro-

duktion notwendigen Lebens-

mittel. Reproduktion bedeu-

tet hier sowohl die tägliche

Wiederherstellung des ein-

zelnen Arbeiters als auch die

Erhaltung der Arbeiterklasse

(es müssen genügend zukünf-

tige Arbeiter aufwachsen, um

die verschlissenen Arbeiter

zu ersetzen). Im Einzelfall

mag es vorkommen, daß der

Lohn vom Wert der Arbeits-

kraft abweicht, allgemein ist

das mit der kapitalistischen

Produktionsweise nicht ver-

einbar: Bekämen die Arbeiter
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Nutzung festschreibt und

das dafür zu zahlende Ent-

gelt festlegt. Der Käufer der

Arbeitskraft pocht auf das

Recht jedes Käufers am von

ihm erworbenen Gebrauchs-

wert (Arbeitstag verlängern!)

und die Arbeiterklasse be-

steht auf dem Recht jedes

Verkäufers, nur seine Ware zu

verkaufen und davon nicht

weiter berührt zu werden. Sie

verlangt, daß den Arbeitern

nicht mehr an Kraft genom-

men wird, als täglich mit dem

Lohn wieder zu ersetzen ist

(Arbeitstag begrenzen!). „Es

findet hier also eine Antino-

mie9 statt, Recht wider Recht,

beide gleichmäßig durch das

Gesetz des Warentausches

besiegelt. Zwischen gleichen

Rechten entscheidet die Ge-

walt.“10 Grundlage des Ar-

beitsvertrages sind zwei

Rechte, die aufgrund der be-

sonderen Natur der Arbeits-

kraft in Widerspruch zuein-

ander geraten. Der Arbeits-

vertrag ist die Verlaufsform

dieses Widerspruches und

die in ihm angelegte Gewalt

(die sich in Drohungen mit

Streik bzw. Aussperrung äus-

sert) ist die Grundform des

Klassenkampfes.

Die Obergrenze des Ar-

beitstages ist der vorzeitige

Verschleiß der Arbeiter, wo-

durch deren Reproduktion

auf die Dauer verhindert

würde. Die Untergrenze ist in

dem Zweck gegeben, zu

dem der Käufer sein Geld in

Arbeitskraft auslegt: Es soll

sich vermehren. Dafür ist es

erforderlich, daß die Arbeiter

nicht nur so lange arbeiten,

bis der Wert ihres Produktes

dem Lohn entspricht (notwen-

dige Arbeit), sondern daß sie

länger arbeiten, Mehrarbeit

leisten.

Das Produkt, das die Ar-

beiter herstellen, gehört nicht

ihnen. Ebenso, wie die Pro-

duktionsmittel ihrem Anwen-

der gehören, gehört ihm auch

die Arbeitskraft während des

Produktionsprozesses – und

es gehört ihm auch dessen

Resultat. Werden im gesell-

schaftlichen Durchschnitt mit

einer Maschine 1000 Waren

hergestellt, dann kann das

Kapital nur dann kontinuier-

lich produzieren, wenn der

Verkauf jeder einzelnen die-

ser Waren 1/1000 des Maschi-

nenwerts in die Kassen des

Anwenders zurückbringt  –

und ebenso den entspre-

chenden Anteil der Auslage

für Roh- und Hilfsstoffe usw.

Dieses ‚konstante Kapital‘

überträgt seinen Wert auf das

Produkt11. Der Erlös für dieses

Produkt, der Wert der neu

produzierten Ware, enthält

also einen Wertteil, der die

Produktionsmittel ersetzen

kann und enthält einen Teil,

den die angewandte Arbeit

nicht übertragen, sondern

neu geschaffen hat. Dieser

Teil setzt sich wiederum

Das Produkt, 
das die Arbeiter herstellen, 

gehört nicht ihnen.
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der Ware Arbeitskraft vollzo-

gen werden, ändern nichts

an der prinzipiellen Un-

gleichheit der Vertragspart-

ner: Zwar sind die Kapitali-

sten als Klasse ebenso darauf

angewiesen, Arbeitskraft zu

kaufen wie die Arbeiter dar-

auf angewiesen sind, sie zu

verkaufen. Die Einzelnen Ka-

pitalisten haben aber im Zwei-

felsfall immer noch Eigentum,

von dem sie Leben könnten,

die Arbeiter leben von der

Hand in den Mund. Die Frei-

willigkeit, mit der ein Arbeiter

den Arbeitsvertrag eingeht, ist

so bloßer Schein. Er kann

nicht anders, und der Repro-

duktionsprozeß des Kapitals

selbst sorgt dafür, daß dies

für die ganze Arbeiterklasse

so bleibt; die historische

Herstellung des Arbeiters, die

Trennung von den Produk-

tionsmitteln, wird durch das

Kapital und mit dem Kapital

reproduziert: Wie die Arbei-

ter in den Produktionsprozeß

eintreten, so kommen sie aus

ihm heraus, gerade mit dem

Nötigen versehen, um wei-

terhin arbeiten zu können.

Und im Produktionsprozeß

haben sie das Kapital erhal-

ten und vermehrt, daß im

nächsten Umschlag wieder-

um Arbeiter zum Mittel sei-

ner Verwertung machen

wird. Das eben ist Ausbeu-

tung: Mit der Produktion von

Mehrwert reproduziert die

Arbeiterklasse bloß ihre eige-

zusammen aus dem Produkt

der notwendigen Arbeit, das

den Lohn ersetzt und dem

Mehrwert, der in seinem

Umfang durch die Menge der

Mehrarbeit bestimmt ist12.

Das Verhältnis des Mehrwerts

zum variablen Kapital (dem

Lohn) ist die Mehrwertrate.

Das in die Produktion ge-

worfene Geld verwertet sich

dadurch, daß Arbeiter Mehr-

wert produzieren. Das macht

den Inhalt des industriellen

Kapitals aus, und alle ande-

ren Formen des Kapitals

(Zinskapital z.B.) sind hiervon

abgeleitet und haben an der

gesellschaftlichen Mehrwert-

masse teil. Kapitalismus hat

deshalb mit Schatzbildung

wenig zu tun, und nicht die

Größe des Autos in der Gara-

ge entscheidet darüber, ob

jemand Kapitalist ist: Kapi-

talist ist jemand, dem Kapital

gehört, also sich verwerten-

der Wert – und im engeren

Sinne jemand, der vom Kapi-

talertrag leben kann.13 Die

Größe des den Kapitalisten

zufallenden Mehrwerts ist

erstens davon abhängig, wie-

viel Kapital sie in den Produk-

tionsprozeß investieren und

zweitens davon, in welchem

Grad sich dieses Kapital ver-

wertet, wieviel sie auslegen

müssen, um eine bestimmte

Menge Mehrarbeit leisten zu

lassen.

Die Rechtmäßigkeit, mit

der Kauf und Anwendung
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ne Abhängigkeit14. Auch der

Mehrwert ist so eine Gestalt

von Freiheit unter der Bedin-

gung der Unfreiheit.

Die Akkumulation des

Kapitals

Der Mehrwert wird zum

weitaus größten Teil nicht

verfressen, sondern zum an-

gewandten Kapital geschla-

gen; es findet Akkumulation

statt, das Kapital wächst. Die

Kapitalisten sind dazu ge-

zwungen: Ihr Kapital steht zu

anderen Kapitalen in Konkur-

renz – um Produktionsmittel

und Arbeitskraft, um den

Absatz ihrer Ware – und vor

allem um den Grad der

Verwertung. Ziel des Kapitals

ist es, mit einer gegebenen

Auslage einen möglichst

hohen Mehrwert zu erzielen,

der wiederum akkumuliert

wird. Die einzelnen Kapitali-

sten haben auf den Wert

ihrer Produktionsmittel direkt

keine Einwirkungsmöglich-

keit. Sie können deshalb die

Verwertung ihres Kapitals

von sich aus nur verbessern,

indem sie ihre Produktions-

mittel möglichst ökonomisch

einsetzen (das machen die

Konkurrenten auch) den Ar-

beitstag ausdehnen und in-

tensivieren, ohne mehr Lohn

zu zahlen (das hat Grenzen in

den gesetzlichen Bestimmun-

gen und letztlich in der Ge-

sundheit der Arbeiter) oder

indem sie Technologie einset-

zen, die die Produktivkraft der

Arbeit steigert. Letzteres

bedeutet, daß die produzierte

Gebrauchswertmenge (der

Produktenausstoß) pro Kapi-

taleinsatz erhöht wird, der

Wert der einzelnen Ware je-

doch sinkt, da in ihr weniger

Arbeit vergegenständlicht ist

also zuvor. Das lohnt sich für

die einzelnen Kapitalisten, die

die Technologie früher einset-

zen als ihre Konkurrenten, da-

durch, daß der ‚individuelle

Wert‘ ihrer Waren unter dem

gesellschaftlichen Wert liegt

und sie deshalb günstiger

verkaufen können als die Kon-

kurrenz, und trotzdem mehr

Gewinn pro Ware machen. Sie

verkaufen zu einem Preis, der

zwischen dem gesellschaft-

lich üblichen und dem durch

den ‚individuellen Wert‘ be-

stimmten liegt. Den Kapita-

len, die am längsten mit alter

Technologie produzieren, bleibt

der Ruin. Dies nicht etwa, weil

ihre Maschinen nicht mehr

funktionstüchtig wären. Viel-

mehr kann schon ein Produk-

tivkraftrückstand von weni-

gen Prozent die einzelnen Wa-

ren gegenüber den Konkur-

renten so verteuern, daß sie

nicht mehr absetzbar sind

und das durchaus noch funk-

tionsfähige produktive Kapi-

tal nur noch wertlosen Plun-

der darstellt. So muß der bei

steigender Produktivkraft der

Arbeit produzierte Mehrwert
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fall in der kapitalistischen

Produktionsweise – daß Pro-

duktionsabläufe, die zuvor

von Hand erledigt werden

mußten, nun mit Hilfe von

Maschinerie erledigt wer-

den15 , so bedeutet das, daß

bei gleichem Kapitaleinsatz

Arbeiter entlassen werden16.

Und selbst bei Akkumulation

nimmt die Arbeiterzahl doch

nicht im gleichen Maß zu,

wie das Kapital akkumuliert.

Das Kapital produziert so

eine Reservearbeiterschaft,

produziert ‚Arbeitslosigkeit‘.

Die wechselseitige Abhän-

gigkeit von Arbeiter- und

Kapitalistenklasse ist deshalb

keine, die die Arbeiter ohne

weiteres in Vorteile im Lohn-

kampf umsetzen könnten.

Die Arbeiter sind gezwun-

gen, miteinander zu konkur-

rieren und so gegenseitig

ihren Preis zu drücken. In der

Regel produziert das Kapital

nicht an der Grenze, die ihm

durch die Gesamtarbeiterbe-

völkerung gesetzt ist. Täte es

dies doch, wäre die Reserve-

arbeiterschaft also vollstän-

dig aufgesogen, dann führte

dies zu einer Stärkung der

Arbeiterklasse im Lohnkampf,

tendenziell steigende Löhne

führten zu einer Dämpfung

der Akkumulation – und

wenn das Tempo der Akku-

mulation auf diese Weise ab-

nähme, während weiterhin

‚rationalisiert‘ wird, dann

würde wiederum eine Re-

vor allem dafür verwendet

werden, immer schneller im-

mer bessere Maschinerie an-

zuschaffen, da nie sicher ist,

daß die Konkurrenz die Pläne

für die Verbesserung nicht

schon in der Schublade hat.

In diesem zwingenden  Kampf

um die Steigerung der Pro-

duktivkraft  haben diejeni-

gen Kapitale einen Vorteil,

die mehr Kapital zu ihrer Verfü-

gung haben, deren Akkumu-

lation weiter fortgeschritten

ist. Sie können aufgrund ihrer

Größe ihre Produktionsanla-

gen lohnender ausnutzen

und haben einen größeren fi-

nanziellen Spielraum zum Ein-

kauf neuartiger Produktions-

anlagen.

Der Konkurrenzkampf der

Einzelkapitale lohnt sich aber

auch für die gesamte Kapita-

listenklasse. Der permanente

Fortschritt in der Produktiv-

kraft der Arbeit führt gesell-

schaftlich zu einem Sinken

des Werts der Ware Arbeits-

kraft, denn die notwendigen

Lebensmittel der Arbeiter

verlieren an Wert. In der Re-

gel wird diese Verbilligung

nicht durch eine Verkürzung

des Arbeitstages oder eine

Erhöhung der Lohngüter-

menge („Reallohnanstieg“)

ausgeglichen. Tendenziell

steigt deshalb im Kapitalis-

mus die Rate des Mehrwerts.

Wird die Produktivkraft

der Arbeit dadurch gestei-

gert – und das ist der Regel-
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servearbeiterschaft aufge-

baut, deren Existenz die Löh-

ne tendenziell sinken ließe.

Durch den Prozeß des Kapi-

tals selbst werden seine Vor-

aussetzungen so stets wie-

derhergestellt.

Die Abhängigkeit der

Einzelnen in kapitalistsichen

Gesellschaften ist nicht auf

das wechselseitige Angewie-

sensein auf das Produkt der

anderen beschränkt, wie es

im Begriff der Arbeitsteilung

liegt. Entscheidend ist viel-

mehr, daß der Zweck der Pro-

duktion den ökonomischen

Akteuren vorgegeben ist

und ihre Handlungen be-

stimmt. So sind der ‚Wage-

mut‘ und die ‚Phantasie‘ des

Kapitalisten vielleicht not-

wendig, um neue Methoden

der Profitabilitätssteigerung

zu finden. Daß diese Metho-

den überhaupt zu suchen

und gegebenenfalls auch an-

zuwenden sind, liegt nicht in

der Individualität des Kapita-

listen, kann sich der Kapitalist

nicht aussuchen, mögen da-

runter auch Lohndrückerei,

Entlassungen und Vernich-

tung der natürlichen Lebens-

bedingungen fallen. Ein Ka-

pitalist, der aus Edelmütig-

keit auf die Anwendung sol-

cher Methoden verzichten

wollte, ginge über kurz oder

lang in der Konkurrenz unter.

Ebenso sind die Arbeiter ge-

zwungen, mit ihrer Arbeit

ihre eigene Abhängigkeit zu

reproduzieren und auch noch

darum zu konkurrieren, dies

überhaupt zu dürfen und

nicht als Überzählige der Ar-

menfürsorge zuzufallen. An-

gewiesen auf den Verkauf

ihrer Arbeitskraft haben sie

ein Interesse daran, daß das

Kapital, das sie ausbeutet, so

erfolgreich akkumuliert, daß

sie ihren Job behalten. Alle

ökonomischen Akteure im

Kapitalismus sind so -wenn

auch in unterschiedlicher

Weise- unfrei, und diese Un-

freiheit ist keine gegenüber

der Natur, sondern hat zur

Voraussetzung, daß Mehrwert

kapitalisiert wird, hat also mit

der Mehrarbeit eine Gestalt

der Freiheit zur Vorausset-

zung. Kapitalismus bedeutet

so notwendig Herrschaft –

apersonale Herrschaft17.

Die angewandte Arbeits-

kraft schafft Mehrwehrt über

ihren eigenen Wert hinaus;

die Produktionsmittel über-

tragen bloß ihren Wert auf das

mit ihnen hergestellte Pro-

dukt. Dies bedeutet, daß von

Kapitalen mit einem hohen

Anteil angewandter Arbeit im

Vergleich zum konstanten Ka-

pital (niedrige Kapitalzusam-

mensetzung) mehr Mehrwert

mit einer bestimmten Kapital-

auslage produziert wird als

von Kapitalen mit wenig an-

gewandter Arbeit und viel

konstantem Kapital (hohe

Kapitalzusammensetzung).

Ein Kapitalist beurteilt die
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‚individuellen Werts‘ der Wa-

ren (der in ihner Produktion

tatsächlich verausgabten

Arbeit) von ihrem wirklichen

Wert, bestimmt durch die ge-

sellschaftliche Arbeit, so be-

deutet die Konkurrenz der

Kapitale auf Grundlage der

Durchschnittsprofitrate eine

notwendige Abweichung

der Preise von den Werten.

Produktion gemäß einer

Durchschnittsprofitrate be-

deutet, daß tendenziell jede

eingesetzte Kapitalsumme,

egal in welcher Branche, den

gleichen Profit erzielt. Dies ist

nicht so zu verstehen, als

würden die Kapitalisten ihre

Waren nach Werten tau-

schen, die darin je nach Dem

Anteil lebendiger Arbeit (der

Kapitalzusammensetzung)

ganz unterschiedlichen Mehr-

wertanteile realisieren – und

dann hinterher über eine

mysteriöse Ausgleichszah-

lung den Durchschnittsprofit

erhalten. Umgekehrt: Der

geschilderte Prozeß der Aus-

gleichung zur Durchschnitts-

profitrate stellt sich so dar,

daß Waren in der Regel nicht

zu ihren Werten getauscht

werden18. Vielmehr setzen

sich die Warenpreise aus den

in den Waren enthaltenen

Wertbestandteilen des über-

tragenen konstanten Kapitals

und des variablen Kapitals

(dem Kostpreis) und dem

Durchschnittsprofit zusam-

men. Der so gebildete Pro-

Attraktivität eines Geschäf-

tes danach, wieviel Mehrwert

ihm bei einer bestimmten

Kapitalauslage pro Zeiteinheit

zufließt; ihn interessiert die

Profitrate. Das heißt aber

nicht, daß Branchen mit

hoher Zusammensetzung für

das Kapital uninteressant

wären. Die Konkurrenz der

Kapitale um Profit führt dazu,

daß Kapital aus Branchen mit

niedriger Profitrate abgezo-

gen und in Branchen mit

hoher Profitrate investiert

wird. In den Branchen, aus

denen Kapital abfließt, ver-

bessert sich der Tendenz

nach daraufhin die Markt-

situation und die Profitrate

steigt; ebenso verschlechtert

sich die Marktsituation in

den ursprünglich attraktiven

Branchen. Es stellt sich so

stets eine gesellschaftliche

Durchschnittsprofitrate her,

ein Gleichgewicht der Pro-

fitabilität, das zur Grundlage

der Konkurrenz dient: Die

permanenten Abweichun-

gen von der Durchschnitts-

profitrate sind das Maß dafür,

ob eine Branche Kapital an-

zieht oder abstößt.

Der Wert einer Ware ist

bestimmt durch die in ihr

enthaltene gesellschaftlich

notwendige Arbeit. Dies ist,

wie erwähnt, eine Bestim-

mung, die den Absatzmarkt

schon einbezieht. Handelte

es sich hier noch um eine

mögliche Abweichung des

Der Wert einer 
Ware ist bestimmt durch die 

in ihr enthaltene gesellschaft-
lich notwendige Arbeit.
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duktionspreis der Waren ist

das Maß, um das die Markt-

preise schwanken und dem

sie sich tendenziell annähern.19

Mit dieser Bestimmung ist

die obige Annahme eines

Äquivalententausches keines-

falls als überflüssig erklärt.

Die Bildung der gesellschaft-

lichen Durchschnittsprofit-

rate ist eine Umverteilung,

die das Umzuverteilende,

den Mehrwert, zur Vorausset-

zung hat. Der aber ist nur zu

erschließen unter Absehung

von Prozessen bloßer Umver-

teilung. Der Durchschnitts-

profit ist kein beliebiger Auf-

schlag, sonder ‚aufzuschla-

gen‘ ist gesamtgesellschaft-

lich nur das, was an Mehr-

wert produziert wurde. Alles

was ein Kapitalist über dieses

Maß hinaus realisiert, hat er

seinen Konkurrenten abge-

nommen, die Gesamtsumme

wird dadurch nicht größer.

Die gesellschaftliche Profit-

summe ist identisch mit der

Mehrwertsumme, und die

Produktionspreissumme ist

identisch mit der gesellschaft-

lichen Wertsumme. Die Be-

trachtung von Wertgrößen

ist deshalb auch nicht ein

methodischer Trick, der im

Fortgang der Analyse  fallen-

zulassen ist, sondern be-

trachtet die wirkliche Grund-

lage kapitalistischen Wirt-

schaftens.

Der gesellschaftliche Mehr-

wert kann nur dann kapitali-

siert werden, wenn er in ent-

sprechender Gestalt vorliegt,

wenn es sich dem Gebrauchs-

wert der Waren nach, in de-

nen er vergegenständlicht ist,

um akkumulierbaren Mehr-

wert handelt. Dies hat bestim-

mte Proportionen in der

Aufteilung des Kapitals auf

die verschiedenen Branchen

zur Voraussetzung.20 Das Ka-

pital kann nur akkumulieren,

wenn die Produktionsmittel-

industrie die gesamtgesell-

schaftlich verschlissenen Pro-

duktionsmittel ersetzt und

darüber hinaus Produktions-

mittel zur Erweiterung der

Produktion zur Verfügung

stellt. Gleichzeitig muß die

Lebensmittelindustrie die Le-

bensmittel für die eigenen

Arbeiter herstellen, ebenso

für die Arbeiter der Produk-

tionsmittelindustrie und für

die in beiden Industrien zu-

sätzlich einzustellenden Ar-

beiter (sowie für die unpro-

duktiven Esser wie Kapitali-

sten und Friseure). Der Repro-

duktionsprozeß des Gesamt-

kapitals ist aber wesentlich

der Prozeß des Kapitals, also

nicht bloß rationeller Ersatz

verbrauchter Gebrauchswer-

te. Er ist vielmehr Einheit von

Stoff- und Wertersatz und da-

rin sind Störungen, Krisen,

schon angelegt. Kapitale

trachten danach, ihre einzel-

nen Waren zu verbilligen und

dafür die produzierte Waren-

menge zu steigern. Wird auf
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übertragen und auf die ver-

änderte Nachfrage mit ei-

nem veränderten Angebot

zu reagieren; diese Verände-

rung geht aber nicht bruch-

los ab, weil gerade das kon-

stante Kapital zu einem gro-

ßen Teil für Jahre in einer be-

stimmten technischen Ge-

stalt fixiert ist und zu einem

Transfer gar nicht zur Verfü-

gung steht. Eine solche Aus-

gleichsbewegung ist also in

der Regel mit Kapitalvernich-

tung, mit Konkursen und Ent-

lassungen verbunden.

Erhöht sich im Zuge der

Produktivkraftsteigerung die

Zusammensetzung des Ge-

samtkapitals, nimmt also der

Anteil des konstanten Kapi-

tals zu21, dann ist das gleich-

bedeutend mit einem Fallen

der gesellschaftlichen Profit-

rate. Es muß insgesamt mehr

Kapital ausgelegt werden,

um eine bestimmte Menge

Mehrwert produzieren zu

lassen.22 Dies kann dazu füh-

ren, daß die Verwendung des

Kapitals als vom Produk-

tionsprozeß scheinbar nahe-

zu unabhängiges zinstragen-

des Kapital (Leihkapital) an

Attraktivtät gewinnt, wäh-

rend gleichzeitig industrielle

Kapitalisten nicht mehr in

der Lage sind, z.B. Zinszah-

lungen in der erwarteten

Höhe zu leisten. Auch hier

sind Störungen die Folge.

Das Spekulationskapital bil-

det keinen dauerhaften Aus-

diesem Weg ein Produktions-

mittel im Vergleich zu den

anderen überdurchschnitt-

lich verbilligt, sinkt die zah-

lungskräftige Nachfrage nach

ihm tendenziell: Nur weil z.B.

ein Hilfsstoff zur Maschinen-

schmierung im Wert (Pro-

duktionspreis) um die Hälfte

gesenkt wurde, wird sich die

Menge der Maschinen, die

mit ihm geschmiert werden

sollen, nicht verändern. In

einem solchen Fall würde

dem Stoff nach ebensoviel,

dem Wert nach aber weniger

Hilfsstoff nachgefragt als

zuvor, und die Steigerung

der Produktivkraft der Arbeit

in der Schmiermittelherstel-

lung würde sich in einer Ab-

satzstörung eben dieser

Branche auswirken – Wert-

und Stoffersatz fallen in die-

ser Weise permanent ausein-

ander. Ebenso stört jede Ver-

änderung in der Zusammen-

setzung des gesellschaftli-

chen Gesamtkapitals dessen

Reproduktion. Steigt etwa im

Zuge einer Produktivkraft-

steigerung gesellschaftlich

der Anteil des konstanten

Kapitals, so nimmt die Nach-

frage nach Lebensmitteln re-

lativ ab. Dies führt zu Absatz-

stockungen in der Lebens-

mittelindustrie und zu Über-

nachfrage nach Bestandtei-

len des konstanten Kapitals.

Zwar ist es prinzipiell mög-

lich, Kapital von der einen

Branche in die andere zu

Kapitale trachten 
danach, ihre einzelnen Waren 

zu verbilligen und dafür die 
produzierte Warenmenge 

zu steigern.
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weg: Der Zins ist als Teil des

Mehrwerts auf einen gelun-

genen Produktionsprozeß

verwiesen, und deshalb sind

Spekulationen auf überdurch-

schnittliche Zinsgewinne im-

mer vom Scheitern bedroht23.

Der Fall der Profitrate ist

durchaus umkehrbar. Neue

Produktionszweige können

die gesellschaftliche Durch-

schnittszusammensetzung

senken, und das konstante

Kapital wird im Zuge der

Produktivkraftsteigerung

permanent entwertet, was

sich bei bestehenden Anla-

gen zwar erstmal als Verlust

geltend macht, danach – und

erst recht bei Neuanlagen –

aber die Profitrate erhöht,

weil die notwendige Auslage

für die Beschäftigung einer

bestimmten Arbeiteranzahl

vermindert wurde.

Und wo bleibt das Positive? 

Der Reproduktionsprozeß

des Kapitals ist krisenhaft,

und Krisen im Kapitalismus

sind in diesem Sinn normal.

Die Krise stellt zugleich die

Voraussetzungen für eine

erneute Akkumulation her

und hebt sich selbst auf. Die

Normalität der Krise bedeu-

tet deshalb nicht, daß im

Kapitalismus ständig Krise

herrschte. Krise ist überhaupt

nur zu bestimmen als Stö-

rung von etwas - und dieses

‚etwas‘ ist der Akkumula-

tionsprozeß des Kapitals. Daß

er insgesamt trotz aller Krisen

gelingt, was nichts anderes

heißt, als daß das Kapital exi-

stiert, ist dem Begriff von

Krise vorausgesetzt. Wenn

Kapitalisten Konkurs anmel-

den müssen, Arbeiter entlas-

sen werden und ‚nicht genug

Geld da‘ zu sein scheint, um

die Überzähligen zu versor-

gen, dann ist das höchstens

eine Krise im Kapitalismus

(soweit es sich nicht bloß um

das normale Geschäft han-

delt) aber keine Krise des

Kapitalismus. Wer der Auf-

fassung ist, es zeige sich hier

schlagend, daß der Kapitalis-

mus zu der Lösung großer

‚Menschheitsprobleme‘ nicht

in der Lage ist, tut so, als sei

das seine Aufgabe. Ein Pro-

blem sind die mit dem Kapita-

lismus verbundenen Übel nur

für die von ihnen Betroffenen,

der Produktionsweise ma-

chen sie keinen Schaden. Im

Reproduktionsprozeß des

Kapitals ist kein Ende des

Kapitalismus angelegt, und

abgesehen von der stetigen

Entwicklung der Produktiv-

kraft der Arbeit ist aus den

Gesetzen der kapitalistischen

Produktionsweise – sind sie

gesellschaftlich erst einmal

entfaltet24 – keine historische

Tendenz des Kapitalismus

abzuleiten.

Eine wissenschaftliche

Analyse des Kapitalismus hat

nicht Vorhersagen über sein page 43
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Kapitalismus konnte histo-

risch nur entstehen, weil die

Bedingungen seiner Entste-

hung innerhalb der vorkapi-

talistischen Gesellschaften

geschaffen worden waren.

Die Summe dieser Bedingun-

gen sind zwar als Vorausset-

zungen des Kapitalismus zu

betrachten, aber nicht als

sein Grund: Es bedurfte noch

der ‚gesellschaftlichen Tat‘,

des Entschlusses, Land von

Bauern frei zu machen und

das auf diesem Boden herge-

stellte Produkt nicht zu verju-

beln, sondern zur weiteren

Mehrung des Reichtums ein-

zusetzen, ein Entschluß, der

nicht schon aus den Zwän-

gen des noch gar nicht eta-

blierten Kapitalismus erklärt

werden kann. Am Beginn des

Kapitalismus stand so ein Akt

aus Freiheit26. Ebenso kann

gezeigt werden, daß der Ka-

pitalismus selbst die Bedin-

gungen seiner Abschaffung

produziert hat, daß es aber

des Aktes aus Freiheit bedarf,

um eine Ökonomie zu ver-

wirklichen, die Vergesell-

schaftung nicht als Gewalt-

akt vollzieht, eine Gesell-

schaft in der es keine Arbei-

ter mehr gibt, die bloßes Mit-

te der Mehrwertproduktion

sind, in der nicht Waren ge-

tauscht werden, sondern  Ei-

nigung stattfindet über die

Herstellung und Verteilung

von Gebrauchswerten. Die

Grundform dieses Aktes ist

Ende zu versuchen, sondern

seine Prinzipien zu erklären.

Das ist nicht die Verabschie-

dung von einer wissen-

schaftlich begründeten Kapi-

talismuskritik. Vielmehr ist

gerade aus den Prinzipien

der kapitalistischen Produk-

tionsweise abzuleiten, daß

menschenfreundlichen Re-

formen im Kapitalismus sy-

stematisch enge Grenzen ge-

zogen sind. Die Aufhebung

des Kapitalismus erfolgt nur

eben nicht automatisch, son-

dern muß gewollt werden

und planmäßig ins Werk

gesetzt, nicht als individuel-

ler Akt, das führt in die Ver-

elendung25, sondern als ge-

sellschaftlicher. Die Kapitalis-

musanalyse vermag die Mög-

lichkeit der Aufhebung zu er-

weisen, und in dieser Bezug-

nahme auf das Bestehende

unterscheidet sich die Kritik

des Kapitalismus von der

Formulierung einer bloßen

Utopie. Im ununterbroche-

nen, auf der Anwendung wis-

senschaftlicher Erkenntnisse

beruhenden und die gesell-

schaftliche Einheit herstel-

lenden Produktionsprozeß

des Kapitals ist Freiheit ver-

gegenständlicht. Im Unter-

schied zu früheren Formen

menschlichen Zusammenle-

bens ist somit ein Spielraum

für gesamtgesellschaftliche

Planung gegeben, zur be-

wußten Gestaltung mensch-

lichen Zusammenlebens. Der

Die Grundform dieses 
Aktes ist der Moment der 
Außerkraftsetzung der 

Gesetze der 

kapitalistischen
Produktionsweise 
– die Revolution.
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der Moment der Außerkraft-

setzung der Gesetze der ka-

pitalistischen Produktions-

weise – die Revolution.
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2 Wäre Gesellschaft auf

die bloße Beliebigkeit ihrer

Mitglieder gegründet, ließe

sich über sie gar nichts

Bestimmtes aussagen: Sie

könnte ja morgen schon

wieder ganz anders ausseh-

nen. Die Ökonomie schafft

eine Notwendigkeit: Wäh-

rend die Einzelnen die

‚Kultur‘ ihrer Umgebung kri-

tisch überwinden können,

müssen sie sich der Produk-

tionsweise und den Regeln

der sie organisierenden

Staatsgewalt unterwerfen.
3 Z.B. im Mittelalter -

Gemeinden müssen Abga-

ben leisten, besitzen aber

alle Subsistenzmittel wie

Land, Vieh usw.; die Zugehö-

rigkeit zum großen Ganzen

wird nur durch die Gewalt

des Fürsten hergestellt.
4 Das heißt nichts anderes,

als daß es problematisch ist, in

vorbürgerlicher Zeit von Ge-

sellschaften zu sprechen.

Einige Organisationsformen

des Zusammenlebens ent-

sprachen dem Begriff – der

nur von heute aus rückblik-

kend zu formulieren ist –

mehr (etwa die griechische

Polis), andere weniger. Da sie

mit Gesellschaften im enge-

ren Sinn jedoch immer auch

Wichtiges gemeinsam haben

(Freiheit in der Gestalt von

Unfreiheit, die sich als Zwang

den Einzelnen gegenüber gel-

tend macht), kann auch nicht

einfach gesagt werden, daß

1Uns ist klar, daß eine Ge-

sellschaft mit dieser Bestim-

mung nicht vollständig be-

schrieben ist – genausowe-

nig wie aus der Bestimmung

des Begriffes ,Mensch’ („ver-

nunftbegabtes Lebewesen“)

die Besonderheiten von Hans,

Werner und Anne herauszu-

bekommen sind. Daß Gesell-

schaften neben ihrer Pro-

duktionsweise auch noch

andere Eigenschaften haben

mögen (von der politischen

Organisation bis eben zur

sogenannten ,Kultur’) ist

also zugestanden. Der Vor-

wurf, die Bestimmung einer

Gesellschaft über ihre Öko-

nomie sei ‘ökonomistisch

verzerrt’, weil das Leben

doch noch aus mehr besteht

als aus der Reproduktion

von irgendwas, geht fehl. Er

beinhaltet den Anspruch,

mit dem Begriff ,Gesell-

schaft’ die komplette

‚Lebenswirklichkeit‘ von

Menschen in einem Aus-

druck zusammenfassen zu

können. Dazu taugt dieser

Begriffe aber ebensowenig

wie irgendein anderer.

Gesellschaft ist nicht nur

Ökonomie (Geschlechtsver-

kehr und Kinderkriegen z.B.

sind zwar notwendig, damit

es Gesellschaften gibt, sind

aber selbst kein ökonomi-

scher Prozeß); aber alle wirk-

lich gesellschaftliche Gesetz-

mäßigkeiten sind ökono-

misch bestimmt.endnoten



es sich dabei nicht um Ge-

sellschaften gehandelt habe.
5 Dieses Eigentum wird

vom Staat garantiert und

seine Verletzung bestraft. Es

gibt wenige Ausnahmen

vom allgemeinen Privat-

besitz an brauchbaren

Dingen wie z.B. Luft – dies

z.T. wegen ihrer scheinbar

unbegrenzten Verfügbarkeit,

z.T. auch schlicht aus der

technischen Schwierigkeit

heraus, in diesen Bereichen

Eigentum zu markieren.
6 Das ist nicht zu verwech-

seln mit der Bestimmung

des Preises durch ‚Angebot

und Nachfrage‘! Der Wert ist

auch dann ein Maß, wenn

diese sich ausgleichen.
7 Historisch hat sich Gold

als Geldmaterial etabliert,

was durch seine besonderen

Eigenschaften begünstigt

wurde (Teilbarkeit, relative

Seltenheit, Lagerfähigkeit).

Es hätte aber auch eine an-

dere Ware sein können.

Selbst Papierzettel können

an die Stelle des Metallgel-

des treten. Dabei ergibt sich

aber die Schwierigkeit, daß

diese Zettel nicht selbst

Wert haben, sondern bloßes

Wertzeichen sind, so daß das

Anrecht auf gesellschaftli-

chen Reichtum (in Papier-

geldgestalt) den tatsächlich

produzierten Reichtum

übersteigen kann. Das ist die

(abstrakte) Grundlage jeder

Geldentwertung.

8 Am Ausgang des Mittel-

alters lassen sich in Europa

vielfältige Formen des Besit-

zes an Boden, des damals

wichtigsten Produktionsmit-

tels, nachweisen: Sie reichen

vom dörflichen Allgemeinbe-

sitz über nominellen Lehns-

besitz bei faktisch selbstän-

dig wirtschaftenden Bauern

bis hin zu den verschiedenen

Formen von Leibeigenschaft.

Die Umwandlung dieser For-

men in Privatbesitz (das hieß

in der Regel Vertreibung von

Bauern) fand als gewaltsamer

Prozeß zwischen dem späten

16. und frühen 19. Jahrhun-

dert statt und schaffte eine

hohe Reichtumskonzentra-

tion auf der einen Seite und

Besitzlose auf der anderen.

Dadurch wurden unter nicht-

kapitalistischen Bedingungen

die wichtigsten Voraussetzun-

gen der kapitalistischen Pro-

duktionsweise hergestellt:

verfügbares Mehrprodukt

und eine Arbeiterklasse.
9 Widerstreit zweier be-

gründeter Gesetze.
10 Marx, Das Kapital Bd.1,

Dietz Berlin, S.249.
11 Der Gewinn des Kapitali-

sten ist nicht durch einen

Preisaufschlag auf diesen

Übertrag zu erklären: Erstens

setzt die Konkurrenz solchen

Aufschlägen Grenzen, zweitens

würde sich der Preisaufschlag

als allseitiger gesamtgesell-

schaftlich ausgleichen, denn

was beim Verkauf gewonnen endnoten



dadurch gegeben, daß ihr

Wert geringer sein muß als

der Wert der Arbeitskraft, die

durch sie ersetzt wird.
16 Daß auf diese Weise

ebenso planlos wie effektiv

die Produktivkraft der Arbeit

vorangetrieben, permanent

Produktionsmittel entwertet

und Arbeiter ‚freigesetzt‘

werden (was sowohl den

Ruin vieler Einzelkapitalisten,

die Vergeudung von ‚Ressour-

cen‘, und das Elend der über-

zähligen Arbeiter  einschließt),

ist Gesetz, dazu braucht es

nichteinmal Kapitalisten im

herkömmlichen Sinn, und

deshalb ist es einzelnen Kapi-

talisten auch nicht zum Vor-

wurf zu machen.Wenn alle

Arbeiter einer Fabrik anteilig

Eigentümer wären, müßten

sie unter kapitalistischen

Bedingungen genauso han-

deln, sonst würden sie nicht

lange Eigentümer bleiben.
17 Diese Bestimmungen

werden durch den bürgerli-

chen Staat modifiziert.

Selbstverständlich ist auch

das Kapital darauf angewie-

sen, daß das Nutzwasser nur

mäßig vergiftet ist und die

Arbeiter nur mäßig vergiftete

Luft atmen. Hier tritt im

Zweifelsfall der Staat ein, der

die Erfordernisse der Pro-

duktionsweise gegen die

Interessen der Einzelkapitali-

sten durchsetzt (etwa durch

Umwelt- und Gesundheits-

gesetzgebung). Diese Rege-

würde, müßte beim Kauf

zusätzlich bezahlt werden.
12 Bei der Mehrwertpro-

duktion (durch die ange-

wandte Arbeit, das ‚variable

Kapital‘) handelt es sich nicht

um einen Preisaufschlag, son-

dern um eine besondere

Gestalt der Herstellung von

Mehrprodukt: Dem Mehrwert

entspricht eine Warenmenge,

die weder in den Ersatz der

verbrauchten Produktions-

mittel eingehen muß noch in

den individuellen Konsum

der Arbeiter fällt.
13 Dies nur zur Abwehr der

Vorstellung, ein Arbeiter, der

sich zur Wohnzimmerdekora-

tion eine Aktie kauft, sei des-

halb schon Kapitalist. Im fol-

genden wird der Einfachheit

wegen davon ausgegangen,

daß Kapitalisten selbst ihre

Geschäfte führen. Durch die

Einstellung von Managern

usw. ändert sich an den

Bestimmungen nichts.
14 Die Arbeiterklasse sorgt

mit ihrer Reproduktion (über

Lohnarbeit) automatisch da-

für, daß sich auch das Kapital

reproduziert und so die Be-

dingungen erhalten bleiben,

die immer wieder eine Arbei-

terInnenklasse schaffen. Des-

halb ist der Begriff ,Klasse’

auch Bestandteil einer Erklä-

rung und nicht (wie z.B.

,Schicht’) einer bloßen Be-

schreibung.
15  Die Grenze für die Ein-

führung der Maschinerie istendnoten



lungen werden von den Ein-

zelkapitalisten zugleich ge-

wünscht (denn sie erhalten

die allen gemeinsame Ge-

schäftsgrundlage) als auch

nach Möglichkeit umgangen

(denn sie begrenzen die

Möglichkeiten des Einzelnen

in der Konkurrenz um Profit).

Da das politische Personal

gegenüber dem ökonomi-

schen Prozeß eine gewissen

Selbständigkeit hat, mag der

Schein entstehen, es handele

sich teilweise um eine persön-

liche Herrschaft der Regieren-

den. Der Selbständigkeit sind

aber an den innergesellschaft-

lichen Interessen und der in-

ternationalen Konkurrenz

recht enge Grenzen gesetzt.
18 Der Produktionspreis

von Waren, die mit hoher

Kapitalszusammensetzung

hergestellt wurden, liegt

über ihrem Wert, der Pro-

duktionspreis der Waren, die

mit niedriger Zusammenset-

zung produziert wurden

liegt unter ihrem Wert, beide

Abweichungen gleichen sich

aus. Bei Waren von Kapitalen,

deren Zusammensetzung

gleich der gesellschaftlichen

Durchschnittszusammensetz

ung ist, ist der Mehrwert

gleich dem Durchschnitts-

profit, der Wert also gleich

dem Produktionspreis.
19 Vgl. dazu Kapital Bd. 3,

8.-10. Kapitel.
20 Vgl. Kapital Bd.2, 18. und

20./21. Kapitel.

21 Wenn dies nicht der Fall

ist, das Kapital also in dem

Maß Arbeiter einstellen muß

wie es akkumuliert, dann

droht es an die oben darge-

stellte Grenze der Gesamtar-

beiterbevölkerung zu stoßen,

was die Akkumulation hemmt

und arbeitssparenden Ma-

schineneinsatz besonders

lohnend macht.
22 Der Fall der Profitrate

muß nicht eintreten, wenn

sich gleichzeitig die durch-

schnittliche Mehrwertrate in

ausreichendem Umfang er-

höht, also der Anteil der

Mehrarbeit am durchschnitt-

lichen Arbeitstag. Bei einer

steigenden Zusammenset-

zung des Kapitals nimmt der

Einfluß einer Mehrwertraten-

änderung auf die Profitrate

jedoch proportional ab, da

die angewandte Arbeit ab-

nimt in Relation zum insge-

samt eingesetzten Kapital.
23 Die Details des Geld-

und Währungshandels und

des Kreditwesens darzustel-

len, ist hier nicht beabsich-

tigt. Dabei tritt nur insofern

eine Modifikation des Gesag-

ten ein, als die Erwartung

eines Gewinns selbst zum

Zahlungsmittel wird. So wer-

den z.B.Wechsel, also Zah-

lungsversprechen für einen

bestimmten Termin, von Drit-

ten als Mittel zur Begleichung

der Zahlungsverpflichtungen

des Wechselnehmers akzep-

tiert. Beispiel: A gibt B am 1.6. endnoten



tionsmethoden nach und

nach verdrängt und die Ge-

sellschaft von Grund auf um-

wälzt. Herstellung einer Lohn-

arbeiterschaft bedeutet auch

Landflucht, die Zerstörung

bäuerlicher Großfamilien usw.
25 Abgesehen davon, daß

für den von der Außenwelt

unabhängigen Biobauern-

hof eine Menge Landbesitz

erforderlich wäre (kein guter

Ausweg für die Arbeiter-

klasse), bedeutete es einen

großen Rückschritt in der

Produktivkraft der Arbeit,

dort alles selbst herstellen

zu wollen. Das als gesell-

schaftliches Prinzip etabliert,

versetzte dem Staatsapparat

allerdings einen vernichten-

den Stoß, denn wo kein Mehr-

produkt hergestellt wird,

kann auch keines für Beam-

tenschaft und Kriegsmaschi-

nerie verwendet werden. Ein

solches Konzept bringt des-

halb die Herzen anarchistisch

bewegter Bürgerkinder zum

Jubeln, schließt aber höhere

Kulturleistungen,Wissen-

schaft usw. weitgehend aus

und hat mit Freiheit nicht viel

mehr zu tun als das Leben

eines Lurchs.
26 Das soll nicht heißen,

daß die betreffenden

Frühkapitalisten sich nicht

subjektiv unter Zwang gese-

hen haben mögen. Sie hat-

ten nach dem angeeigneten

Mehrprodukt sicher einen

dringenden Bedarf.

einen Wechsel, der am 1.12.

fällig wird, B zahlt mit diesem

Wechsel am 1.9. eine Forde-

rung von C. Für letzteren

lohnt sich das Risiko, wenn

die Zahlung von A (incl.

Zinsen) höher ist als Cs ur-

sprüngliche Forderung

gegenüber B. Spekuliert wird

also auf die Reichtumspro-

duktion des A – und zwar

bevor dieser Reichtum pro-

duziert worden ist. (Ähnlich

der Handel von Krediten, in

gewisser Weise auch der

Währungshandel). Es han-

delt sich hierbei um fiktives

Kapital, das für eine Zeit eine

gewissen Selbständigkeit

gegenüber der Produktion

erhält, das jedoch in der Geld-

krise seinen fiktiven Charakter

unter Beweis stellt:Wird das

Vertrauen in die Zahlungsfä-

higkeit der Schuldner er-

schüttert, so zieht die Forde-

rung nach wirklicher Zah-

lung immer mehr entspre-

chende Forderungen an

anderer Stelle nach sich, da

die Schuldner nun ihre eige-

nen Außenstände eintrei-

ben. Wann ein solcher Vor-

gang eintritt, ist nicht zu

sagen. Tritt er aber ein, so

erweist sich alles als Verlust,

was als Rechenkapital ohne

materielle Entsprechung

bloß in den Büchern eines

Kapitalisten steht.
24 Diese Entfaltung ist selbst

ein Prozeß, während dessen

das Kapital die alten Produk-endnoten
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impressum

Die

ist ein linker Organisie-

rungsversuch in Göttingen.

Wir möchten Argumente ge-

gen die herrschende Ordnung

liefern. Statt lediglich eine

Haltung wie „das System hat

Schuld“ auszudrücken, sollen

die Gründe und Hintergründe

vermittelt werden. Wir wollen

mit Euch diskutieren und ge-

gebenenfalls streiten, um die

gängigen Erklärungsmuster zu

überprüfen und dabei ein Ver-

ständnis von Demokratie,

Staat und Ökonomie zu ent-

wickeln.

Die Beschreibung von Tat-

sachen sagt nichts darüber

aus, weswegen es sie gibt, ob

und in welcher Art und Weise

sie kritisierenswert sind und

was mensch damit oder gege-

benenfalls dagegen machen

soll. Nicht „was passiert“, son-

dern „wieso passiert das“ ist

die Frage, die die Gruppe 3

behandelt.

Wieso das ganze? Weil wir

meinen, daß die bürgerliche

Gesellschaft grundsätzlich kri-

tisiert gehört. Ein System, in

dem nicht die Bedürfnisse der

Menschen, sondern die Ver-

wertung des Werts (Geld ein-

setzen, um mehr Geld daraus

zu machen) im Mittelpunkt

steht, muß abgeschafft wer-

den.

Wenn irgend etwas geän-

dert werden soll, ist es ent-

scheidend, rauszukriegen, wie

es funktioniert und wo

mensch am besten ansetzt.

Sonst besteht die Gefahr, sich

die falschen Mittel auszusu-

chen, um das Problem zu

lösen, oder es kommt etwas

ganz anderes dabei heraus, als

beabsichtigt war, oder es

bleibt ganz zufällig, was am

Ende dabei heraus kommt.

Wollt Ihr uns kontaktie-

ren? Verschiedene Möglich-

keiten sind im Impressum zu

finden.
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